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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 36/2012 DES RATES 

vom 18. Januar 2012 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 442/2011 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2011/782/GASP des Rates vom 
1. Dezember 2011 über restriktive Maßnahmen gegen Sy­
rien ( 1 ), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 9. Mai 2011 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 
442/2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Syrien ( 2 ) angenommen. 

(2) Der Rat hat die Maßnahmen gegen Syrien mit den Rats­
verordnungen vom 2. September, 23. September, 
13. Oktober und 14. November 2011 ( 3 ) ausgeweitet 
und die Listen der betroffenen Personen und Organisa­
tionen mit nachfolgenden Durchführungsverordnungen 
des Rates ( 4 ) geändert und ergänzt. Weitere Maßnahmen, 
die nicht in den Geltungsbereich des Unionsrechts fallen, 
enthalten die entsprechenden GASP-Beschlüsse des Ra­
tes ( 5 ). 

(3) Angesichts der fortwährenden gewaltsamen Repressionen 
und Menschenrechtsverstöße der syrischen Regierung 
sind im Beschluss 2011/782/GASP des Rates neue Maß­
nahmen vorgesehen, nämlich das Verbot der Ausfuhr 
von Telekommunikationstechnik, die das syrische Regime 
zu Überwachungszwecken nutzen könnte, das Verbot der 
Investition in und Mitwirkung an bestimmten Infrastruk­
turvorhaben sowie zusätzliche Einschränkungen für Geld­
transfers und die Erbringung von Finanzdienstleistungen. 

(4) Es sollte klargestellt werden, dass die Vorlage und das 
Weiterleiten der notwendigen Dokumente an eine Bank 
mit dem Zweck, diese schließlich an eine Person, Orga­
nisation oder Einrichtung, die nicht in der Liste auf­
geführt ist, um eine gemäß Artikel 20 erlaubte Zahlung 
zu veranlassen, kein Zurverfügungstellen im Sinne des 
Artikels 14 darstellt. 

(5) In Anbetracht der ernsten politischen Lage in Syrien und 
zur Wahrung der Übereinstimmung mit dem Verfahren 
zur Änderung und Überprüfung des Anhangs des Be­
schlusses 2011/782/GASP des Rates sollte die Befugnis 
zur Änderung der Liste in den Anhängen II und IIa dieser 
Verordnung vom Rat ausgeübt werden. 

(6) Das Verfahren zur Änderung der Listen in den Anhängen 
II und IIa dieser Verordnung sollte unter anderem vor­
sehen, dass die benannten natürlichen oder juristischen 
Personen, Organisationen oder Einrichtungen die Gründe 
für ihre Aufnahme in die Listen erfahren, so dass sie die 
Gelegenheit erhalten, Stellungnahmen vorzulegen. Wer­
den Stellungnahmen oder wesentliche neue Beweise vor­
gelegt, so sollte der Rat seinen Beschluss im Lichte dieser 
Stellungnahmen überprüfen und die betreffende Person, 
Organisation oder Einrichtung entsprechend unterrichten. 

(7) Zur Durchführung dieser Verordnung und zur Erreichung 
eines Höchstmaßes an Rechtssicherheit innerhalb der 
Union müssen die Namen und übrigen sachdienlichen 
Angaben zu den natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und 
wirtschaftliche Ressourcen nach dieser Verordnung einge­
froren werden müssen, veröffentlicht werden. Die
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Verarbeitung personenbezogener Daten sollte unter Ein­
haltung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 
2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei­
tung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Daten­
verkehr ( 1 ) und der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr ( 2 ) 
erfolgen. 

(8) Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
daher bedarf es für ihre Umsetzung Rechtsvorschriften 
auf Ebene der Union, insbesondere um ihre einheitliche 
Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mit­
gliedstaaten zu gewährleisten. 

(9) Angesichts des Umfangs der Änderungen und der zahl­
reichen bereits gegen Syrien getroffenen Maßnahmen ist 
es angebracht, sämtliche Maßnahmen in einer neuen Ver­
ordnung zu konsolidieren und Verordnung (EU) Nr. 
442/2011 aufzuheben. 

(10) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vor­
gesehenen Maßnahmen gewährleistet ist, sollte diese Ver­
ordnung sofort in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) "Zweigniederlassung" eines Finanz- oder Kreditinstituts eine 
Betriebsstelle, die einen rechtlich unselbständigen Teil eines 
Finanz- oder Kreditinstituts bildet und unmittelbar sämtliche 
oder einen Teil der Geschäfte betreibt, die mit der Tätigkeit 
eines Finanz- oder Kreditinstituts verbunden sind; 

b) "Vermittlungsdienste" 

i) die Aushandlung oder das Herbeiführen von Transaktio­
nen zum Kauf, zum Verkauf oder zur Lieferung von 
Gütern und Technologien von einem Drittland in ein 
anderes Drittland oder 

ii) den Verkauf oder Kauf von Gütern und Technologien, 
die sich in Drittländern befinden, zwecks Verbringung in 
ein anderes Drittland; 

c) "Vertrag oder Transaktion" jedes Geschäft, ungeachtet der 
Form und des anwendbaren Rechts, bei dem dieselben 
oder verschiedene Parteien einen oder mehrere Verträge ab­
schließen oder vergleichbare Verpflichtungen eingehen; als 
"Vertrag" gelten auch alle Garantien, insbesondere finan­
zielle Garantien und Gegengarantien, sowie Kredite, recht­

lich unabhängig oder nicht, ebenso alle Nebenvereinbarun­
gen, die auf einem solchen Geschäft beruhen oder mit die­
sem im Zusammenhang stehen; 

d) "Kreditinstitut" ein Kreditinstitut im Sinne des Artikels 4 
Nummer 1 der Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Auf­
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute ( 3 ) 
einschließlich seiner Zweigniederlassungen innerhalb und 
außerhalb der Union; 

e) "Rohöl und Erdölerzeugnisse" die in Anhang IV aufgeführ­
ten Erzeugnisse; 

f) "wirtschaftliche Ressourcen" Vermögenswerte jeder Art, un­
abhängig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweg­
lich oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um 
Gelder handelt, die aber für den Erwerb von Geldern, Waren 
oder Dienstleistungen verwendet werden können; 

g) "Finanzinstitut" 

i) ein anderes Unternehmen als ein Kreditinstitut, das eines 
oder mehrere der unter Nummern 2 bis 12, 14 und 15 
des Anhangs I der Richtlinie 2006/48/EG aufgeführten 
Geschäfte tätigt, einschließlich der Tätigkeiten einer 
Wechselstube ("bureau de change"), 

ii) ein Versicherungsunternehmen, das gemäß der Richtlinie 
2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. November 2002 über Lebensversicherungen ( 4 ) 
ordnungsgemäß zugelassen ist, soweit es Tätigkeiten 
ausübt, die unter jene Richtlinie fallen, 

iii) eine Wertpapierfirma im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 
Nummer 1 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über 
Märkte für Finanzinstrumente ( 5 ), 

iv) einen Organismus für die gemeinsame Anlage in Wert­
papieren, der seine Anteilscheine oder Anteile vertreibt, 
oder 

v) einen Versicherungsvermittler im Sinne des Artikels 2 
Nummer 5 der Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 2002 über 
Versicherungsvermittlung ( 6 ), mit Ausnahme der in 
Artikel 2 Nummer 7 jener Richtlinie genannten Ver­
sicherungsvermittler, wenn sie im Zusammenhang mit 
Lebensversicherungen und anderen Dienstleistungen mit 
Anlagezweck tätig werden, 

einschließlich seiner Zweigniederlassungen innerhalb und 
außerhalb der Union; 

h) "Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen" die Verhin­
derung ihrer Verwendung für den Erwerb von Geldern, Wa­
ren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das Ver­
mieten oder das Verpfänden dieser Ressourcen einschließt, 
aber nicht darauf beschränkt ist;
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i) "Einfrieren von Geldern" die Verhinderung jeglicher Form 
der Bewegung, des Transfers, der Veränderung und der Ver­
wendung von Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder 
ihres Einsatzes, wodurch das Volumen, die Höhe, die Bele­
genheit, das Eigentum, der Besitz, die Eigenschaften oder die 
Zweckbestimmung der Gelder verändert oder sonstige Ver­
änderungen bewirkt werden, die eine Nutzung der Gelder 
einschließlich der Vermögensverwaltung ermöglichen; 

j) "Gelder" finanzielle Vermögenswerte und Vorteile jeder Art, 
die Folgendes einschließen, aber nicht darauf beschränkt 
sind: 

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungs­
anweisungen und andere Zahlungsmittel, 

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtun­
gen, Guthaben auf Konten, Zahlungsansprüche und ver­
briefte Forderungen, 

iii) öffentlich und privat gehandelte Wertpapiere und 
Schuldtitel einschließlich Aktien und Anteilen, Wert­
papierzertifikate, Obligationen, Schuldscheine, Options­
scheine, Pfandbriefe und Derivate, 

iv) Zinserträge, Dividenden und andere Einkünfte oder 
Wertzuwächse aus Vermögenswerten, 

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Bürgschaften, Ver­
tragserfüllungsgarantien und andere finanzielle Ansprü­
che, 

vi) Akkreditive, Konnossemente, Übereignungsurkunden, 

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsver­
mögen oder anderen Finanzressourcen; 

k) "Waren" umfasst Gegenstände, Materialien und Ausrüstung; 

l) "Versicherung" eine verbindliche oder vertragliche Verpflich­
tung, wonach eine natürliche oder juristische Person oder 
mehrere natürliche oder juristische Personen gegen Entrich­
tung eines Entgelts einer anderen Person oder anderen Per­
sonen im Falle des Eintretens des Versicherungsfalls eine in 
der Verpflichtung festgelegte Entschädigungs- oder Versiche­
rungsleistung zu erbringen haben; 

m) "Rückversicherung" die Tätigkeit der Übernahme von Risi­
ken, die von einem Versicherungsunternehmen oder einem 
anderen Rückversicherungsunternehmen abgegeben werden, 
oder im Falle der als Lloyd's bezeichneten Vereinigung von 
Versicherern die Tätigkeit der Übernahme von Risiken, die 
von einem Mitglied von Lloyd's abgetreten werden, durch 
ein nicht der als Lloyd's bezeichneten Vereinigung von Ver­
sicherern angehörendes Versicherungs- oder Rückversiche­
rungsunternehmen; 

n) "syrisches Kredit- oder Finanzinstitut": 

i) jedes Kredit- oder Finanzinstitut mit Sitz in Syrien, ein­
schließlich der syrischen Zentralbank, 

ii) jede unter Artikel 35 fallende Zweigniederlassung oder 
Tochtergesellschaft eines Kredit- und Finanzinstituts mit 
Sitz in Syrien, 

iii) jede nicht unter Artikel 35 fallende Zweigniederlassung 
oder Tochtergesellschaft eines Kredit- oder Finanzinsti­
tuts mit Sitz in Syrien, 

iv) jedes Kredit- oder Finanzinstitut ohne Sitz in Syrien, das 
von einer oder mehreren Personen oder Organisationen 
mit Sitz in Syrien kontrolliert wird; 

o) "syrische Person, Organisation oder Einrichtung" 

i) den syrischen Staat sowie jede Behörde dieses Staates, 

ii) jede natürliche Person mit Aufenthaltsort oder Wohnsitz 
in Syrien, 

iii) jede juristische Person, Organisation oder Einrichtung 
mit Sitz in Syrien, 

iv) jede juristische Person, Organisation oder Einrichtung 
innerhalb oder außerhalb Syriens, die sich im Eigentum 
oder unter der direkten oder indirekten Kontrolle einer 
oder mehrerer der vorgenannten Personen oder Einrich­
tungen befinden; 

p) "technische Hilfe" jede technische Unterstützung im Zusam­
menhang mit Reparaturen, Entwicklung, Herstellung, Mon­
tage, Erprobung, Wartung oder jeder anderen technischen 
Dienstleistung, wobei diese in Form von Anleitung, Bera­
tung, Ausbildung, Weitergabe von praktischen Kenntnissen 
oder Fertigkeiten oder in Form von Beratungsdiensten erfol­
gen kann, einschließlich Hilfe in verbaler Form; 

q) "Gebiet der Union" die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, 
in denen der Vertrag Anwendung findet, nach Maßgabe der 
im Vertrag festgelegten Bedingungen, einschließlich ihres 
Luftraums; 

KAPITEL II 

AUSFUHR- UND EINFUHRBESCHRÄNKUNGEN 

Artikel 2 

(1) Es ist verboten, 

a) die in Anhang I aufgeführte Ausrüstung, die zur internen 
Repression verwendet werden kann, mit oder ohne Ursprung 
in der Union unmittelbar oder mittelbar an syrische Per­
sonen, Organisationen oder Einrichtungen oder zur Verwen­
dung in Syrien zu verkaufen, zu liefern, weiterzugeben oder 
auszuführen; 

b) wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung der unter Buchstabe a genannten Ver­
bote bezweckt oder bewirkt wird. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Schutzkleidung, einschließlich ku­
gelsicherer Westen und Helme, die von Personal der Vereinten 
Nationen, Personal der Unionoder ihrer Mitgliedstaaten, von 
Medienvertretern, humanitärem Hilfspersonal und Entwicklungs­
hilfepersonal sowie zugehörigem Personal ausschließlich zum 
persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Syrien ausgeführt 
werden. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können die in Anhang III 
aufgeführten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unter 
den ihnen angemessen erscheinenden Bedingungen den Verkauf, 
die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von Ausrüstung, 
die zur internen Repression verwendet werden kann, genehmi­
gen, nachdem sie festgestellt haben, dass die betreffende Aus­
rüstung ausschließlich zu humanitären Zwecken oder zu 
Schutzzwecken bestimmt ist.
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Artikel 3 

(1) Es ist verboten, 

a) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
technische Hilfe im Zusammenhang mit den in der Gemein­
samen Militärgüterliste der Europäischen Union ( 1 ) (im Fol­
genden "Gemeinsame Militärgüterliste") aufgeführten Gütern 
und Technologien oder im Zusammenhang mit der Bereit­
stellung, Herstellung, Instandhaltung und Verwendung der in 
dieser Liste aufgeführten Güter zu erbringen; 

b) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
technische Hilfe oder Vermittlungsdienste im Zusammen­
hang mit der in Anhang I aufgeführten Ausrüstung, die 
zur internen Repression verwendet werden kann, zu erbrin­
gen; 

c) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit den 
in der Gemeinsamen Militärgüterliste oder in Anhang I auf­
geführten Gütern und Technologien für deren Verkauf, Lie­
ferung, Weitergabe oder Ausfuhr oder für die Leistung von 
damit verbundener technischer Hilfe bereitzustellen, ins­
besondere in Form von Zuschüssen, Darlehen und Ausfuhr­
kreditversicherungen; 

d) wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung der unter den Buchstaben a bis c 
genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten diese Verbote nicht für 
technische Hilfe, Finanzmittel und Finanzhilfe im Zusammen­
hang mit 

— technischer Hilfe, die ausschließlich zur Unterstützung der 
Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung (UNDOF) bestimmt ist, 

— nichtletalem militärischem Gerät oder zu interner Repres­
sion verwendbarer Ausrüstung, welche ausschließlich für 
humanitäre oder Schutzzwecke oder für die Programme 
der Vereinten Nationen und der Union zum Aufbau von 
Institutionen oder für Krisenbewältigungsoperationen der 
Union und der Vereinten Nationen bestimmt sind, oder 

— zum Kampfeinsatz bestimmten Fahrzeugen, die mit einer 
Kugelsicherung ausgerüstet sind und nur zum Schutz des 
Personals der Union und ihrer Mitgliedstaaten in Syrien be­
stimmt sind, 

vorausgesetzt, dass dies zuvor von der auf den Websites in 
Anhang III angegebenen zuständigen Behörde eines Mitglied­
staats genehmigt wurde. 

Artikel 4 

(1) Es ist verboten, die in Anhang V aufgeführte Ausrüstung, 
Technologie oder Software mit oder ohne Ursprung in der 

Union ohne vorherige Genehmigung durch die auf den Websi­
tes in Anhang III angegebene zuständige Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats unmittelbar oder mittelbar an syrische Per­
sonen, Organisationen oder Einrichtungen oder zur Verwen­
dung in Syrien zu verkaufen, zu liefern, weiterzugeben oder 
auszuführen. 

(2) Die auf den Websites in Anhang III angegebenen zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten erteilen die Genehmigung 
gemäß Absatz 1 nicht, wenn sie hinreichende Gründe für die 
Feststellung haben, dass die betreffende Ausrüstung, Technolo­
gie oder Software für die Überwachung oder das Abhören des 
Internets oder des Telefonverkehrs in Syrien durch die syrische 
Regierung oder in ihrem Auftrag verwendet würde. 

(3) Anhang V enthält lediglich Ausrüstung, Technologie und 
Software, die für die Überwachung oder das Abhören des In­
ternets oder des Telefonverkehrs verwendet werden kann. 

(4) Der betroffene Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mit­
gliedstaaten und die Kommission über nach diesem Artikel er­
teilte Genehmigungen innerhalb von vier Wochen nach deren 
Erteilung. 

Artikel 5 

(1) Es ist verboten, 

a) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
technische Hilfe oder Vermittlungsdienste im Zusammen­
hang mit der in Anhang V aufgeführten Ausrüstung, Tech­
nologie und Software, im Zusammenhang mit der Bereitstel­
lung, Herstellung, Wartung und Verwendung der in Anhang 
V aufgeführten Ausrüstung, Technologie oder im Zusam­
menhang mit der Bereitstellung, der Installierung, dem Be­
trieb oder der Aktualisierung von in Anhang V aufgeführter 
Software zu erbringen; 

b) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
Finanzmittel oder Finanzhilfen in Zusammenhang mit der in 
Anhang V aufgeführten Ausrüstung, Technologie und Soft­
ware bereitzustellen; 

c) für den syrischen Staat, dessen Regierung, dessen öffentliche 
Einrichtungen, Unternehmen und Agenturen oder Personen 
oder Organisationen, die für diese oder auf deren Anweisung 
handeln zu ihrem unmittelbaren oder mittelbaren Nutzen 
Dienstleistungen zur Überwachung oder zum Abhören des 
Telefonverkehrs oder des Internets zu erbringen; 

d) wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten, mit denen die 
Umgehung der unter den Buchstaben a, b oder c genannten 
Verbote bezweckt oder bewirkt wird, mitzuwirken, 

ohne dass eine vorherige Genehmigung durch die auf den Web­
sites in Anhang III angegebene zuständige Behörde des betref­
fenden Mitgliedstaats gemäß Artikel 4 Absatz 2 erteilt wurde.
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(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe c bezeichnet 
der Begriff "Dienstleistungen zur Überwachung oder zum Ab­
hören des Telefonverkehrs oder des Internets" solche Dienstleis­
tungen, die insbesondere unter Verwendung von in Anhang V 
aufgeführter Ausrüstung, Technologie oder Software den Zugriff 
auf den ankommenden und abgehenden Telekommunikations­
verkehr einer Person und die Verbindungsdaten sowie ihre 
Übergabe zum Zwecke der Extrahierung, Entschlüsselung, Auf­
zeichnung, Verarbeitung, Analyse und Speicherung oder anderer 
damit zusammenhängender Tätigkeiten ermöglichen. 

Artikel 6 

Es ist verboten, 

a) Rohöl oder Erdölerzeugnisse in die Union einzuführen, wenn 
sie 

i) ihren Ursprung in Syrien haben oder 

ii) aus Syrien ausgeführt wurden, 

b) Rohöl oder Erdölerzeugnisse zu kaufen, die sich in Syrien 
befinden oder dort ihren Ursprung haben, 

c) Rohöl oder Erdölerzeugnisse zu befördern, wenn sie ihren 
Ursprung in Syrien haben oder aus Syrien in ein anderes 
Land ausgeführt werden, 

d) direkt oder indirekt Finanzmittel oder Finanzhilfe, einschließ­
lich Finanzderivaten sowie Versicherungen und Rückver­
sicherungen, im Zusammenhang mit den in den Buchstaben 
a, b und c enthaltenen Verboten bereitzustellen und 

e) wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung der unter den Buchstaben a, b, c oder 
d genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 7 

Die Verbote nach Artikel 6 gelten nicht für 

a) die Erfüllung – am oder vor dem 15. November 2011 – 
einer Verpflichtung aus einem vor dem 2. September 2011 
geschlossenen Vertrag, vorausgesetzt, dass die natürliche 
oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung, die 
die Erfüllung der betreffenden Verpflichtung anstrebt, die 
Aktivität oder Transaktion der auf den Websites in Anhang 
III angegebenen zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in 
dem sie ihren Sitz hat, mindestens sieben Arbeitstage im 
Voraus notifiziert hat, oder 

b) den Kauf von Rohöl oder Erdölerzeugnissen, die vor dem 
2. September 2011 oder gemäß Buchstabe a am oder vor 
dem 15. November 2011 aus Syrien ausgeführt wurden. 

Artikel 8 

(1) Es ist verboten, in Anhang VI aufgeführte Ausrüstung 
oder Technologie unmittelbar oder mittelbar an syrische Per­
sonen, Organisationen oder Einrichtungen oder zur Verwen­
dung in Syrien zu verkaufen, zu liefern, weiterzugeben oder 
auszuführen. 

(2) Anhang VI umfasst auch Schlüsselausrüstung und -tech­
nologie für die folgenden Branchen der Erdöl- und Erdgasindus­
trie in Syrien: 

a) Erschließung von Erdöl- und Erdgasvorkommen, 

b) Förderung von Erdöl und Erdgas, 

c) Raffination, 

d) Verflüssigung von Erdgas. 

(3) In Anhang VI werden keine Güter aufgeführt, die in der 
Gemeinsamen Militärgüterliste oder in Anhang I aufgeführt sind. 

Artikel 9 

Es ist verboten, 

a) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
technische Hilfe oder Vermittlungsdienste im Zusammen­
hang mit der in Anhang VI aufgeführten Ausrüstung und 
Technologie oder im Zusammenhang mit der Bereitstellung, 
Herstellung, Wartung und Verwendung der in Anhang V 
aufgeführten Güter zu erbringen; 

b) für syrische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar oder mittelbar 
Finanzmittel oder Finanzhilfen in Zusammenhang mit der in 
Anhang VI aufgeführten Ausrüstung und Technologie bereit­
zustellen; und 

c) wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten, mit denen die 
Umgehung der unter den Buchstaben a und b genannten 
Verbote bezweckt oder bewirkt wird, mitzuwirken. 

Artikel 10 

(1) Die Verbote nach Artikel 8 und 9 gelten nicht für die 
Erfüllung einer vor dem 19. Januar 2012 erteilten oder einge­
gangenen vertraglichen Verpflichtung, sofern die Person oder 
Organisation, die sich auf diesen Artikel berufen will, mindes­
tens 21 Kalendertage zuvor die auf den Websites in Anhang III 
angegebene zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie 
ihren Sitz hat, davon förmlich unterrichtet hat. 

(2) Eine vertragliche Verpflichtung gilt im Sinne dieses Arti­
kels als einer Person oder Organisation "erteilt", wenn die Er­
teilung des betreffenden Auftrags dieser Person oder Organisa­
tion von der anderen Vertragspartei nach Abschluss eines förm­
lichen Vergabeverfahrens ausdrücklich schriftlich bestätigt 
wurde. 

Artikel 11 

Es ist verboten, auf die syrische Landeswährung lautende neue 
Banknoten und Münzen, die in der Union gedruckt bzw. ge­
prägt wurden, unmittelbar oder mittelbar an die syrische Zen­
tralbank zu verkaufen, zu liefern, weiterzugeben oder auszufüh­
ren. 

KAPITEL III 

BESCHRÄNKUNGEN DER BETEILIGUNG AN 
INFRASTRUKTURVORHABEN 

Artikel 12 

(1) Es ist verboten, 

a) in Anhang VII aufgeführte Ausrüstung oder Technologie zur 
Verwendung für den Bau oder zur Einrichtung von neuen 
Kraftwerken zur Stromerzeugung in Syrien zu verkaufen, zu 
liefern, weiterzugeben oder auszuführen und
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b) für die unter Buchstabe a genannten Vorhaben unmittelbar 
oder mittelbar finanzielle oder technische Hilfe bereitzustel­
len. 

(2) Dieses Verbot steht der Erfüllung einer vor dem 
19. Januar 2012 eingegangenen Verpflichtung aus Vertrag 
oder Vereinbarung nicht entgegen, sofern die Person oder Or­
ganisation, die sich auf diesen Artikel berufen will, mindestens 
21 Kalendertage zuvor die auf den Websites in Anhang III 
angegebene zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie 
ihren Sitz hat, davon förmlich unterrichtet hat. 

KAPITEL IV 

FINANZIERUNGSBESCHRÄNKUNGEN FÜR 
BESTIMMTE UNTERNEHMEN 

Artikel 13 

(1) Folgendes ist verboten: 

a) Die Gewährung von Darlehen oder Krediten an in Absatz 2 
genannte syrische Personen, Organisationen oder Einrichtun­
gen; 

b) der Erwerb oder die Ausweitung von Beteiligungen an in 
Absatz 2 genannten syrischen Personen, Organisationen 
oder Einrichtungen; 

c) die Gründung eines Joint Venture mit einer in Absatz 2 
genannten syrischen Person, Organisation oder Einrichtung; 

d) die wissentliche und vorsätzliche Teilnahme an Tätigkeiten, 
mit denen die Umgehung der unter den Buchstaben a, b und 
c genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

(2) Die in Absatz 1 niedergelegten Verbote gelten für alle 
syrischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die an 

a) der Exploration, Förderung oder Raffination von Erdöl oder 

b) dem Bau oder der Einrichtung von neuen Kraftwerken zur 
Stromerzeugung. beteiligt sind. 

(3) Nur für die Zwecke des Absatzes 2 gelten folgende Be­
griffsbestimmungen: 

a) "Exploration von Erdöl" umfasst die Exploration, Prospektion 
und Bewirtschaftung von Erdölvorkommen sowie das Bereit­
stellen geologischer Dienstleistungen bezüglich solcher Vor­
kommen; 

b) "Raffination von Erdöl" bezeichnet die Verarbeitung, Auf­
bereitung oder Vorbereitung von Öl für den abschließenden 
Verkauf von Brennstoffen an den Endverbraucher. 

(4) Die in Absatz 1 niedergelegten Verbote 

a) berühren nicht die Erfüllung von Verpflichtungen aus Ver­
trägen oder Vereinbarungen im Zusammenhang mit 

i) der Exploration, Förderung oder Raffination von Erdöl, 
die vor dem 23. September 2011 geschlossen wurden, 

ii) dem Bau oder der Einrichtung von neuen Kraftwerken 
zur Stromerzeugung, die vor dem 19. Januar 2012 ge­
schlossen wurden; 

b) stehen der Ausweitung von Beteiligungen im Zusammen­
hang mit 

i) der Exploration, Förderung oder Raffination von Erdöl 
nicht entgegen, sofern die Ausweitung eine Verpflichtung 
aus einer Vereinbarung ist, die vor dem 23. September 
2011 geschlossen wurde; 

ii) dem Bau oder der Einrichtung von neuen Kraftwerken 
zur Stromerzeugung nicht entgegen, sofern die Auswei­
tung eine Verpflichtung aus einer Vereinbarung ist, die 
vor dem 19. Januar 2012 geschlossen wurde. 

KAPITEL V 

EINFRIEREN VON GELDERN UND 
WIRTSCHAFTLICHEN RESSOURCEN 

Artikel 14 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die 
Eigentum oder Besitz der in den Anhängen II und IIa aufgeführ­
ten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert 
werden, werden eingefroren. 

(2) Den in den Anhängen II und IIa aufgeführten natürlichen 
und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 
dürfen weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirt­
schaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zu­
gute kommen. 

(3) Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten 
teilzunehmen, mit denen unmittelbar oder mittelbar die Umge­
hung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen 
bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 15 

(1) Die Anhänge II und IIa enthalten Folgendes: 

a) Anhang II enthält eine Liste der natürlichen und juristischen 
Personen, Organisationen und Einrichtungen, die vom Rat 
nach Artikel 19 Absatz 1 des Beschlusses 2011/782/GASP 
des Rates als für die gewaltsame Repression gegen die Zivil­
bevölkerung in Syrien verantwortliche Personen und Orga­
nisationen, als Personen oder Organisationen, die Nutznießer 
oder Unterstützer des Regimes sind, oder als natürliche oder 
juristische Personen und Organisationen, die mit ihnen in 
Verbindung stehen, ermittelt worden sind, und auf die 
Artikel 21 dieser Verordnung keine Anwendung findet; 

b) Anhang IIa enthält eine Liste der Organisationen, die vom 
Rat nach Artikel 19 Absatz 1 des Beschlusses 
2011/782/GASP des Rates als Organisationen ermittelt wor­
den sind, die mit den für die gewaltsame Repression gegen 
die Zivilbevölkerung in Syrien verantwortlichen Personen 
und Organisationen oder mit Personen und Organisationen, 
die Nutznießer oder Unterstützer des Regimes sind, in Ver­
bindung stehen, und auf die Artikel 21 dieser Verordnung 
Anwendung findet. 

(2) Die Anhänge II und IIa enthalten eine Begründung der 
Aufnahme der betreffenden Personen, Organisationen und Ein­
richtungen in die jeweilige Liste.
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(3) Außerdem enthalten die Anhänge II und IIa, soweit ver­
fügbar, auch Angaben, die zur Identifizierung der betreffenden 
natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen und Ein­
richtungen erforderlich sind. In Bezug auf natürliche Personen 
können diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Ge­
burtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Per­
sonalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, 
sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristische 
Personen, Organisationen und Einrichtungen können diese An­
gaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, Registriernum­
mer und Geschäftsort umfassen. 

Artikel 16 

Abweichend von Artikel 14 können die auf den in Anhang III 
aufgeführten Websites angegebenen zuständigen Behörden in 
den Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gel­
der oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung be­
stimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen 
geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn sie fest­
gestellt haben, dass die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a) für die Befriedigung der Grundbedürfnisse der in den An­
hängen II und IIa aufgeführten Personen und ihrer unter­
haltsberechtigten Familienangehörigen, unter anderem für 
die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypothe­
ken, Medikamenten und medizinischer Behandlung, Steuern, 
Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versor­
gungseinrichtungen, erforderlich sind, 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und 
der Erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Erbringung von Rechtsdienstleistungen dienen, 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für 
die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrore­
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen, 

d) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, voraus­
gesetzt, dass die zuständige Behörde die Gründe, aus denen 
ihres Erachtens eine Sondergenehmigung erteilt werden 
sollte, mindestens zwei Wochen vor der Genehmigung den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission notifiziert hat, 

e) auf Konten oder von Konten einer diplomatischen oder kon­
sularischen Mission oder einer internationalen Organisation 
überwiesen werden sollen, die nach dem Völkerrecht Immu­
nität genießt, sofern diese Zahlungen der amtlichen Tätigkeit 
dieser diplomatischen oder konsularischen Mission oder in­
ternationalen Organisation dienen, oder 

f) ausschließlich humanitären Zwecken wie der Durchführung 
oder der Erleichterung von Hilfsleistungen einschließlich me­
dizinischer Hilfsgüter, Nahrungsmittel, humanitärer Helfer 
und damit verbundener Hilfe oder der Evakuierung aus Sy­
rien dienen. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied­
staaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel 

erteilte Genehmigung innerhalb von vier Wochen nach Ertei­
lung der Genehmigung. 

Artikel 17 

Abweichend von Artikel 14 können die auf den in Anhang III 
aufgeführten Websites angegebenen zuständigen Behörden in 
den Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gel­
der oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung be­
stimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen 
geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn sie fest­
gestellt haben, dass die Bereitstellung solcher Gelder oder wirt­
schaftlichen Ressourcen zur Deckung des wesentlichen Energie­
bedarfs der Zivilbevölkerung in Syrien erforderlich sind und 
vorausgesetzt, dass die zuständige Behörde bezüglich jedes Lie­
fervertrags die Gründe, aus denen ihres Erachtens eine Sonder­
genehmigung erteilt werden sollte, mindestens vier Wochen vor 
der Genehmigung den zuständigen Behörden der anderen Mit­
gliedstaaten und der Kommission notifiziert hat. 

Artikel 18 

Abweichend von Artikel 14 können die in Anhang III auf­
geführten zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten die Frei­
gabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Res­
sourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen er­
füllt sind: 

a) Die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 
sind Gegenstand eines Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts, das vor dem Tag, an dem die in Artikel 14 genannte 
Person, Organisation oder Einrichtung in die Anhänge II 
oder IIa aufgenommen wurde, von einem Gericht, einer Ver­
waltungsstelle oder einem Schiedsgericht festgestellt wurde, 
oder Gegenstand einer vor diesem Tag ergangenen Entschei­
dung eines Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines 
Schiedsgerichts; 

b) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 
werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließ­
lich für die Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch 
ein solches Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht gesichert 
sind oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung be­
stätigt worden ist; 

c) das Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht oder die Ent­
scheidung kommt nicht einer in den Anhängen II oder IIa 
aufgeführten Person, Organisation oder Einrichtung zugute; 
und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch 
zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied­
staaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel 
erteilte Genehmigung.
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Artikel 19 

(1) Artikel 14 Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift auf den 
eingefrorenen Konten von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Tag geschlossen bzw. über­
nommen wurden, ab dem diese Verordnung auf diese Kon­
ten Anwendung findet, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach 
Artikel 14 Absatz 1 eingefroren werden. 

(2) Artikel 14 Absatz 2 hindert die Finanz- und Kreditinsti­
tute in der Union nicht daran, Gelder, die auf das Konto einer in 
der Liste geführten natürlichen oder juristischen Person, Orga­
nisation oder Einrichtung überwiesen werden, auf den eingefro­
renen Konten gutzuschreiben, sofern die auf diesen Konten gut­
geschriebenen Beträge ebenfalls eingefroren werden. Die Finanz- 
und Kreditinstitute unterrichten unverzüglich die betreffende 
zuständige Behörde über diese Transaktionen. 

Artikel 20 

Schuldet eine in den Anhängen II oder IIa aufgeführte Person, 
Organisation oder Einrichtung Zahlungen aufgrund von Verträ­
gen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die von der betref­
fenden Person, Organisation oder Einrichtung vor dem Tag ge­
schlossen bzw. übernommen wurden, an dem diese Person, 
Organisation oder Einrichtung benannt wurde, so können die 
auf den Websites in Anhang III angegebenen zuständigen Be­
hörden der Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 14 die Frei­
gabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Res­
sourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen ge­
nehmigen, sofern die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar 
an eine in Artikel 14 genannte Person oder Organisation geht. 

Artikel 21 

Abweichend von Artikel 14 Absatz 1 kann eine in Anhang IIa 
aufgeführte Organisation während eines Zeitraums von zwei 
Monaten ab dem Tag ihrer Benennung Zahlungen aus einge­
frorenen Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen tätigen, die 
diese Organisation nach dem Tag ihrer Benennung erhalten hat, 
sofern 

a) diese Zahlung im Rahmen eines Handelsvertrags fällig ist 
und 

b) die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaates fest­
gestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittel­
bar an eine in den Anhängen II oder IIa genannte Person 
oder Organisation geht. 

Artikel 22 

Die natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen sowie ihre Führungskräfte und Beschäftigten, die 
im guten Glauben, im Einklang mit dieser Verordnung zu han­
deln, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen einfrieren oder ihre 
Bereitstellung ablehnen, können hierfür nicht haftbar gemacht 

werden, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass das Einfrieren 
oder das Zurückhalten der Gelder oder wirtschaftlichen Ressour­
cen auf Fahrlässigkeit beruht. 

KAPITEL VI 

BESCHRÄNKUNGEN FÜR FINANZDIENSTLEISTUNGEN 

Artikel 23 

Die Europäische Investitionsbank (EIB) 

a) darf weder Auszahlungen noch Zahlungen im Rahmen von 
oder in Verbindung mit bestehenden Darlehensvereinbarun­
gen tätigen, die zwischen dem syrischen Staat oder einer 
Behörde dieses Staates und der Europäischen Investitions­
bank geschlossen wurden, 

b) setzt alle bestehenden Dienstleistungsverträge über tech­
nische Hilfe für Projekte aus, die im Rahmen der unter Buch­
stabe a genannten Darlehensvereinbarungen zum mittelbaren 
oder unmittelbaren Vorteil des syrischen Staates oder einer 
seiner Behörden in Syrien finanziert werden. 

Artikel 24 

Es ist verboten, 

a) nach dem 19. Januar 2012 ausgegebene staatliche oder staat­
lich garantierte syrische Anleihen unmittelbar oder mittelbar 
an die folgenden Personen, Organisationen oder Einrichtun­
gen zu verkaufen oder von ihnen zu kaufen: 

i) der syrische Staat, seine Regierung oder seine öffentlichen 
Einrichtungen, Unternehmen und Agenturen, 

ii) syrische Kredit- oder Finanzinstitute, 

iii) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer 
in Ziffer i oder ii genannten juristischen Person, Organi­
sation oder Einrichtung handeln, 

iv) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, 
die im Eigentum oder unter der Kontrolle einer in Ziffer 
i, ii oder iii genannten Person, Organisation oder Einrich­
tung stehen; 

b) für eine in Buchstabe a genannte Person, Organisation oder 
Einrichtung Vermittlungsdienste im Zusammenhang mit 
nach dem 19. Januar 2012 ausgegebenen staatlichen oder 
staatlich garantierten syrischen Anleihen zu erbringen; 

c) eine unter Buchstabe a genannte Person, Organisation oder 
Einrichtung bei der Ausgabe von staatlichen oder staatlich 
garantierten syrischen Anleihen durch Vermittlungsdienste, 
Werbung oder sonstige Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit diesen Anleihen zu unterstützen. 

Artikel 25 

(1) Für unter Artikel 35 fallende Kredit- und Finanzinstitute 
ist es verboten, 

a) ein neues Konto bei einem syrischen Kredit- oder Finanz­
institut zu eröffnen,
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b) neue Korrespondenzbankbeziehungen zu einem syrischen 
Kredit- oder Finanzinstitut aufzunehmen, 

c) eine neue Repräsentanz in Syrien zu eröffnen oder eine neue 
Zweigniederlassung oder Tochtergesellschaft in Syrien zu 
gründen; 

d) ein neues Joint Venture mit einem syrischen Kredit- oder 
Finanzinstitut zu gründen. 

(2) Es ist verboten, 

a) die Eröffnung einer Repräsentanz oder die Gründung einer 
Zweigniederlassung oder Tochtergesellschaft eines syrischen 
Kredit- oder Finanzinstituts in der Union zu genehmigen, 

b) für oder im Namen eines syrischen Kredit- oder Finanzinsti­
tuts Vereinbarungen über die Eröffnung einer Repräsentanz 
oder die Gründung einer Zweigniederlassung oder Tochter­
gesellschaft in der Union zu schließen, 

c) einer Repräsentanz, Zweigniederlassung oder Tochtergesell­
schaft eines syrischen Kredit- oder Finanzinstituts die Geneh­
migung für die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit als 
Kredit- oder Finanzinstitut oder für eine sonstige Tätigkeit, 
für die eine vorherige Genehmigung erforderlich ist, zu er­
teilen, wenn die Repräsentanz, Zweigniederlassung oder 
Tochtergesellschaft ihre Tätigkeit vor dem 19. Januar 2012 
noch nicht aufgenommen hatte, 

d) syrische Kredit- oder Finanzinstitute eine Beteiligung an ei­
nem unter Artikel 35 fallenden Kredit- oder Finanzinstitut 
erwerben oder ausweiten oder ein sonstiges Eigentumsrecht 
an einem solchen Kredit- oder Finanzinstitut erwerben zu 
lassen. 

Artikel 26 

(1) Es ist verboten, 

a) Versicherungen oder Rückversicherungen bereitzustellen für: 

i) den syrischen Staat, seine Regierung oder seine öffent­
lichen Einrichtungen, Unternehmen und Agenturen, 

ii) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen, wenn sie im Namen oder auf Anweisung 
einer in Ziffer i genannten juristischen Person, Organisa­
tion oder Einrichtung handeln; 

b) wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung des unter Buchstabe a genannten Ver­
bots bezweckt oder bewirkt wird. 

(2) Absatz 1 Buchstabe a gilt nicht für die Bereitstellung von 
Pflicht- oder Haftpflichtversicherungen für syrische Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen mit Sitz in der Europäischen 
Union und für Bereitstellung von Versicherungen für syrische 
diplomatische oder konsularische Vertretungen in der Union. 

(3) Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii gilt nicht für die Bereit­
stellung von Versicherungen, einschließlich Kranken- und Reise­
versicherungen, für Privatpersonen und die entsprechenden 
Rückversicherungen. 

Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii steht der Bereitstellung von Ver­
sicherungen oder Rückversicherungen für Eigentümer von Schif­
fen, Luftfahrzeugen oder Kraftfahrzeugen, die von einer in Ab­
satz 1 Buchstabe a Ziffer i genannten Person, Organisation oder 
Einrichtung gechartert bzw. angemietet wurden und die nicht in 
den Anhängen II oder IIa aufgeführt sind, nicht entgegen. 

Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe a Ziffer ii wird davon 
ausgegangen, dass eine Person, Organisation oder Einrichtung 
nicht auf Anweisung einer in den Ziffer i genannten Person, 
Organisation oder Einrichtung handelt, wenn diese Anweisung 
dem Anlegen, Beladen, Entladen oder sicheren Transit von 
Schiffen oder Luftfahrzeugen dient, die sich vorübergehend in 
den Gewässern oder im Luftraum Syriens aufhalten. 

(4) Dieser Artikel verbietet die Verlängerung und Erneuerung 
von Versicherungs- und Rückversicherungsvereinbarungen, die 
vor dem 19. Januar 2012 geschlossen wurden (außer wenn 
eine vorherige vertragliche Verpflichtung seitens des Versicherers 
oder Rückversicherers besteht, eine Verlängerung oder Erneue­
rung der Police anzunehmen); er verbietet es unbeschadet des 
Artikels 14 Absatz 2 jedoch nicht, vor diesem Zeitpunkt ge­
schlossene Vereinbarungen zu erfüllen. 

KAPITEL VII 

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 27 

Ansprüche, einschließlich Schadensersatz-, Entschädigungs- und 
ähnlichen Ansprüchen wie Aufrechnungsansprüche, Geldbußen 
oder Garantieansprüche, sowie Ansprüche auf Verlängerung 
oder Zahlung von finanziellen Garantien, einschließlich Ansprü­
chen aus Akkreditiven und ähnlichen Instrumenten, die von der 
syrischen Regierung, ihren öffentlichen Einrichtungen, Unter­
nehmen und Agenturen oder von Personen oder Organisatio­
nen, die durch sie oder für sie handeln, im Zusammenhang mit 
Verträgen oder Transaktionen geltend gemacht werden, deren 
Erfüllung bzw. Durchführung unmittelbar oder mittelbar, ganz 
oder teilweise von den mit dieser Verordnung verhängten Maß­
nahmen betroffen ist, sollten nicht anerkannt werden. 

Artikel 28 

Die betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, Orga­
nisationen oder Einrichtungen können im Zusammenhang mit 
den Verboten nach dieser Verordnung nicht haftbar gemacht 
werden, wenn sie nicht wussten und keinen vernünftigen Grund 
zu der Annahme hatten, dass sie mit ihrem Handeln gegen diese 
Verbote verstoßen. 

Artikel 29 

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Anzei­
gepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind na­
türliche und juristische Personen, Organisationen und Einrich­
tungen verpflichtet, 

a) Informationen, die die Einhaltung dieser Verordnung erleich­
tern, wie etwa über die nach Artikel 14 eingefrorenen Kon­
ten und Beträge, unverzüglich der auf der Website in An­
hang III angegebenen zuständigen Behörde des Mitglied­
staats, in dem sie ihren Sitz bzw. Wohnsitz haben, und – 
direkt oder über die Mitgliedstaaten – der Kommission zu 
übermitteln und
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b) mit dieser zuständigen Behörde bei der Überprüfung der 
Informationen zusammenzuarbeiten. 

(2) Die nach diesem Artikel übermittelten oder entgegen­
genommenen Informationen dürfen nur für die Zwecke ver­
wendet werden, für die sie übermittelt oder entgegengenommen 
wurden. 

Artikel 30 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission unterrichten einander 
unverzüglich über die nach dieser Verordnung getroffenen Maß­
nahmen und teilen einander ihnen im Zusammenhang mit die­
ser Verordnung vorliegende sonstige sachdienliche Informatio­
nen mit, insbesondere über Verstöße, Vollzugsprobleme und 
Urteile einzelstaatlicher Gerichte. 

Artikel 31 

Die Kommission wird ermächtigt, Anhang III auf der Grundlage 
der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen zu 
ändern. 

Artikel 32 

(1) Beschließt der Rat, die in Artikel 14 genannten Maßnah­
men auf eine natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung anzuwenden, so ändert er die Anhänge II 
oder IIa entsprechend. 

(2) Der Rat setzt die in Absatz 1 genannten natürlichen oder 
juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen ent­
weder auf direktem Weg, falls deren Anschrift bekannt ist, 
oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von 
seinem Beschluss und den Gründen für ihre Aufnahme in die 
Liste in Kenntnis, und gibt dabei diesen natürlichen oder juris­
tischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen Gelegen­
heit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stich­
haltige neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen 
Beschluss und unterrichtet die natürliche oder juristische Person, 
Organisation oder Einrichtung entsprechend. 

(4) Die Listen in den Anhängen II und IIa werden in regel­
mäßigen Abständen und mindestens alle 12 Monate überprüft. 

Artikel 33 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über die bei Ver­
stößen gegen diese Verordnung zu verhängenden Sanktionen 
und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass diese Sanktionen angewandt werden. Die Sanktionen müs­
sen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission diese 
Vorschriften unverzüglich nach dem 19. Januar 2012 und no­
tifizieren ihr jede spätere Änderung. 

Artikel 34 

Enthält diese Verordnung eine Notifikations-, Informations- 
oder sonstige Mitteilungspflicht gegenüber der Kommission, so 
werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten ver­
wendet, die in Anhang III angegeben sind. 

Artikel 35 

Diese Verordnung gilt 

a) im Gebiet der Union einschließlich ihres Luftraums, 

b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt 
eines Mitgliedstaats unterstehen, 

c) für Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats 
besitzen, innerhalb und außerhalb des Gebiets der Union, 

d) für die nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründeten 
oder eingetragenen juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, 

e) für juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen 
in Bezug auf Geschäfte, die ganz oder teilweise in der Union 
getätigt werden. 

Artikel 36 

Die Verordnung (EU) Nr. 442/2011 wird aufgehoben. 

Artikel 37 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Januar 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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ANHANG I 

LISTE DER ZUR INTERNEN REPRESSION VERWENDBAREN AUSRÜSTUNG IM SINNE DER 
ARTIKEL 2 UND 3 

1. Handfeuerwaffen, Munition und Zubehör hierfür wie folgt: 

1.1 Handfeuerwaffen, die nicht in den Nummern ML 1 und ML 2 der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst sind 

1.2 Munition, besonders konstruiert für die unter Nummer 1.1 aufgeführten Handfeuerwaffen, sowie besonders 
konstruierte Bestandteile hierfür 

1.3 Waffenzielgeräte, die nicht in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst sind 

2. Bomben und Granaten, die nicht in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst sind 

3. Fahrzeuge wie folgt: 

3.1 mit einem Wasserwerfer ausgerüstete Fahrzeuge, besonders konstruiert oder geändert zum Zwecke der Bekämp­
fung von Ausschreitungen und Unruhen 

3.2 Fahrzeuge, besonders konstruiert oder geändert, um zur Abwehr von Angreifern Stromstöße abgeben zu können 

3.3 Fahrzeuge, besonders konstruiert oder geändert für die Beseitigung von Barrikaden, einschließlich Baumaschinen 
mit ballistischem Schutz 

3.4 Fahrzeuge, besonders konstruiert für den Transport oder die Überstellung von Strafgefangenen und/oder inhaf­
tierten Personen 

3.5 Fahrzeuge, besonders konstruiert für die Errichtung mobiler Absperrungen 

3.6 Bestandteile für die unter den Nummern 3.1 bis 3.5 aufgeführten Fahrzeuge, speziell für die Zwecke der 
Bekämpfung von Ausschreitungen und Unruhen konstruiert 

Anmerkung 1: Diese Nummer erfasst nicht Fahrzeuge, die speziell für Zwecke der Brandbekämpfung konstruiert sind. 

Anmerkung 2: Für die Zwecke der Nummer 3.5 umfasst der Begriff "Fahrzeuge" auch Anhänger. 

4. Explosivstoffe und zugehörige Ausrüstung wie folgt: 

4.1 Geräte und Einrichtungen, die speziell zur Auslösung von Explosionen durch elektrische oder sonstige Mittel 
konstruiert sind, einschließlich Zündvorrichtungen, Sprengkapseln, Zünder, Zündverstärker, Sprengschnüre, so­
wie speziell hierfür konstruierte Bauteile, ausgenommen: speziell für einen bestimmten gewerblichen Einsatz 
konstruierte Geräte und Einrichtungen, wobei die Explosivstoffe die Betätigung oder Auslösung von anderen 
Geräten oder Einrichtungen bewirken, deren Funktion nicht die Herbeiführung von Explosionen ist (z. B. Airbag- 
Füllvorrichtungen, Überspannungsvorrichtungen an Schaltelementen von Sprinkleranlagen) 

4.2 Explosivladung mit linearer Schneidwirkung, die nicht in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst ist. 

4.3 Andere Explosivstoffe, die nicht in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst sind, und zugehörige Stoffe wie 
folgt: 

a) Amatol 

b) Nitrozellulose (mit mehr als 12,5 % Stickstoff) 

c) Nitroglykol 

d) Pentaerythrittetranitrat (PETN) 

e) Pikrylchlorid 

f) 2,4,6-Trinitrotoluol (TNT). 

5. Schutzausrüstung, die nicht in Nummer ML 13 der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst ist, wie folgt: 

5.1 Körperpanzer mit ballistischem Schutz und/oder Stichschutz 

5.2 Helme mit ballistischem Schutz und/oder Splitterschutz, Schutzhelme, Schutzschilde und ballistische Schutz­
schilde 

Anmerkung: Diese Nummer erfasst nicht 

— speziell für Sportzwecke konstruierte Ausrüstungen; 

— speziell für Arbeitsschutzerfordernisse konstruierte Ausrüstungen. 

6. Andere als die in Nummer ML 14 der Gemeinsamen Militärgüterliste erfassten Simulatoren für das Training im 
Gebrauch von Handfeuerwaffen und hierfür besonders entwickelte Software
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7. Andere als die in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfassten Nachtsicht- und Wärmebildausrüstung sowie Bild­
verstärkerröhren 

8. Bandstacheldraht 

9. Militärmesser, Kampfmesser und Bajonette mit einer Klingenlänge von mehr als 10 cm 

10. Herstellungsausrüstung, die speziell für die Herstellung der in dieser Liste aufgeführten Güter konstruiert wurde 

11. Spezifische Technologie für die Entwicklung, Herstellung oder Verwendung der in dieser Liste aufgeführten Güter
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ANHANG II 

LISTE DER NATÜRLICHEN UND JURISTISCHEN PERSONEN, ORGANISATIONEN UND EINRICHTUNGEN 
NACH ARTIKEL 14 UND ARTIKEL 15 ABSATZ 1 BUCHSTABE A 

A. Personen 

Name Angaben zur Identität Gründe 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

1. Bashar Al-Assad geboren am 11. September 1965 
in Damaskus; Diplomatenpass Nr. 
D1903 

Präsident der Republik; genehmigt und überwacht das gewalt­
same Vorgehen gegen Demonstranten. 

23.5.2011 

2. Maher (alias Mahir) 
Al-Assad 

geboren am 8. Dezember 1967; 
Diplomatenpass Nr. 4138 

Befehlshaber der 4. Panzerdivison des Heeres, Mitglied der zen­
tralen Führung der Baath-Partei, starker Mann der Republika­
nischen Garde; Bruder von Präsident Bashar Al-Assad; Hauptan­
führer des gewaltsamen Vorgehens gegen Demonstranten. 

9.5.2011 

3. Ali Mamluk (alias 
Mamlouk) 

geboren am 19. Februar 1946 in 
Damaskus; Diplomatenpass Nr. 
983 

Leiter der Direktion Allgemeiner Nachrichtendienst (GID); Be­
teiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen Demonstranten. 

9.5.2011 

4. Muhammad Ibrahim 
Al-Sha'ar (alias 
Mohammad Ibrahim 
Al-Chaar) 

Innenminister; Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen 
Demonstranten. 

9.5.2011 

5. Atej (alias Atef, Atif) 
Najib 

Ehemaliger Verantwortlicher der Direktion Politische Sicherheit 
in Deraa; Cousin von Präsident Bashar Al-Assad; Beteiligung am 
gewaltsamen Vorgehen gegen Demonstranten. 

9.5.2011 

6. Hafiz Makhluf (alias 
Hafez Makhlouf) 

geboren am 2. April 1971 in 
Damaskus; Diplomatenpass 
Nr. 2246 

Leitender Oberst einer Abteilung des Nachrichtendienstes; (Ge­
neraldirektion Nachrichtendienst, Abteilung Damaskus); Cousin 
von Präsident Bashar Al-Assad; Vertrauter von Maher al-Assad; 
Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen Demonstranten. 

9.5.2011 

7. Muhammad Dib 
Zaytun (alias 
Mohammed Dib 
Zeitoun) 

geboren am 20. Mai 1951 in 
Damaskus; Diplomatenpass 
Nr. D000001300 

Leiter der Direktion Politische Sicherheit; Beteiligung am gewalt­
samen Vorgehen gegen Demonstranten. 

9.5.2011 

8. Amjad Al-Abbas Leiter der Direktion Politische Sicherheit in Banyas; Beteiligung 
am gewaltsamen Vorgehen gegen Demonstranten in Baida. 

9.5.2011 

9. Rami Makhlouf geboren am 10. Juli 1969 in 
Damaskus; Diplomatenpass Nr. 
454224 

Syrischer Geschäftsmann; Vertrauter von Maher Al-Assad; Cou­
sin von Präsident Bashar Al-Assad; finanziert das Regime, wo­
durch das gewaltsame Vorgehen gegen die Demonstranten er­
möglicht wird. 

9.5.2011 

10. Abd Al-Fatah Qudsiyah geboren 1953 in Hama; Diploma­
tenpass Nr. D0005788 

Leiter des syrischen militärischen Nachrichtendienstes; Betei­
ligung am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung. 

9.5.2011 

11. Jamil Hassan Leiter des Nachrichtendienstes der syrischen Luftwaffe; Betei­
ligung am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung. 

9.5.2011 

12. Rustum Ghazali geboren am 3. Mai 1953 in Deraa; 
Diplomatenpass Nr. D000000887 

Leiter des syrischen militärischen Nachrichtendienstes im Um­
land von Damaskus; Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung. 

9.5.2011 

13. Fawwaz Al-Assad geboren am 18. Juni 1962 in 
Kerdala; Diplomatenpass 
Nr. 88238 

Als Mitglied der Shabiha-Miliz am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Zivilbevölkerung beteiligt. 

9.5.2011 

14. Munzir Al-Assad geboren am 1. März 1961 in 
Latakia; Pass Nr. 86449 und 
Nr. 842781 

Als Mitglied der Shabiha-Miliz am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Zivilbevölkerung beteiligt. 

9.5.2011
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

15. Asif Shawkat geboren am 15. Januar 1950 in 
Al-Madehleh, Tartus 

Stellvertretender Stabschef für Sicherheit und Aufklärung; am 
gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

16. Hisham Ikhtiyar Geboren 1941 Leiter des Nationalen Sicherheitsbüros Syriens; am gewaltsamen 
Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

17. Faruq Al Shar' geboren am 10. Dezember 1938 Vizepräsident Syriens; am gewaltsamen Vorgehen gegen die 
Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

18. Muhammad Nasif 
Khayrbik 

geboren am 10. April 1937 (oder 
am 20. Mai 1937) in Hama; Diplo­
matenpass Nr. 0002250 

Vizepräsident Syriens mit Zuständigkeit für Angelegenheiten 
der nationalen Sicherheit; am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

19. Mohamed Hamcho geboren am 20. Mai 1966; Pass Nr. 
002954347 

Schwager von Maher Al-Assad; Geschäftsmann und lokaler Ver­
treter mehrerer ausländischer Gesellschaften; finanziert das Re­
gime, wodurch das gewaltsame Vorgehen gegen Demonstranten 
ermöglicht wird. 

23.5.2011 

20. Iyad (alias Eyad) 
Makhlouf 

geboren am 21. Januar 1973 in 
Damaskus; Diplomatenpass Nr. 
N001820740 

Bruder von Rami Makhlouf und Offizier in der Direktion All­
gemeiner Nachrichtendienst; am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

21. Bassam Al Hassan Berater des Präsidenten für strategische Angelegenheiten; am 
gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung beteiligt. 

23.5.2011 

22. Dawud Rajiha Stabschef der Streitkräfte, verantwortlich für die militärische 
Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen friedliche De­
monstranten. 

23.5.2011 

23. Ihab (alias Ehab, Iehab) 
Makhlouf 

geboren am 21. Januar 1973 in 
Damaskus; Diplomatenpass Nr. 
N002848852 

Vizepräsident von SyriaTel und Geschäftsführer von Rami 
Makhloufs US-amerikanischer Firma; finanziert das Regime, wo­
durch das gewaltsame Vorgehen gegen Demonstranten ermög­
licht wird. 

23.5.2011 

24. Zoulhima Chaliche 
(Dhu al-Himma Shalish) 

geboren 1951 oder 1946 in 
Kerdaha. 

Leiter der Schutzeinheit des Präsidenten; Beteiligung am gewalt­
samen Vorgehen gegen Demonstranten; Cousin ersten Grades 
von Präsident Bashar Al-Assad. 

23.6.2011 

25. Riyad Chaliche (Riyad 
Shalish) 

Direktor von Military Housing Establishment; finanziert das 
Regime; Cousin ersten Grades von Präsident Bashar Al-Assad. 

23.6.2011 

26. Brigadebefehlshaber 
Mohammad Ali Jafari 
(alias Ja'fari, Aziz; alias 
Jafari, Ali; alias Jafari, 
Mohammad Ali; alias 
Ja'fari, Mohammad Ali; 
alias Jafari-Najafabadi, 
Mohammad Ali) 

geboren am 1. Sep 1957 in Yazd, 
Iran 

Generalbefehlshaber des Korps der Iranischen Revolutionsgar­
den, beteiligt an der Bereitstellung von Ausrüstung und der 
Unterstützung für das syrische Regime für das gewaltsame Vor­
gehen gegen Demonstranten in Syrien. 

23.6.2011 

27. Generalmajor Qasem 
Soleimani (alias Qasim 
Soleimany) 

Befehlshaber des Korps der Iranischen Revolutions-garden 
(IRGC) – Qods, beteiligt an der Bereitstellung von Ausrüstung 
und der Unterstützung für das syrische Regime für das gewalt­
same Vorgehen gegen Demonstranten in Syrien. 

23.6.2011 

28. Hossein Taeb (alias 
Taeb, Hassan; alias 
Taeb, Hosein; alias 
Taeb, Hossein; alias 
Taeb, Hussayn; alias 
Hojjatoleslam Hossein 
Ta'eb) 

geboren 1963 in Teheran, Iran Stellvertretender Befehlshaber des Korps der iranischen Revolu­
tionsgarden im Bereich Nachrichtendienst, beteiligt an der Be­
reitstellung von Ausrüstung und der Unterstützung für das sy­
rische Regime für das gewaltsame Vorgehen gegen Demons­
tranten in Syrien. 

23.6.2011 

29. Khalid Qaddur Geschäftspartner von Maher Al-Assad; finanziert das Regime. 23.6.2011
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

30. Ra'if Al-Quwatli (alias 
Ri'af Al-Quwatli) 

Geschäftspartner von Maher Al-Assad; finanziert das Regime. 23.6.2011 

31. Mohammad Mufleh Leiter des militärischen Abschirmdienstes der Stadt Hama, Be­
teiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen Demonstranten. 

1.8.2011 

32. Generalmajor Tawfiq 
Younes 

Leiter der Abteilung für innere Sicherheit des Nachrichtendiens­
tes; am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung be­
teiligt. 

1.8.2011 

33. Mohammed Makhlouf 
(alias Abu Rami) 

geboren am 19. Oktober 1932 in 
Latakia, Syrien 

Enger Verbündeter und Onkel mütterlicherseits von Bashar und 
Mahir al-Assad, Geschäftspartner und Vater von Rami, Ihab und 
Iyad Makhlouf. 

1.8.2011 

34. Ayman Jabir geboren in Latakia Verbündeter von Mahir al-Assad bei der Shabiha-Miliz, direkte 
Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölke­
rung und Koordinierung von Gruppen der Shabiha-Miliz. 

1.8.2011 

35. General Ali Habib 
Mahmoud 

geboren 1939 in Tartous; am 
3. Juni 2009 zum Verteidigungs­
minister ernannt 

Minister der Verteidigung; verantwortlich für das Verhalten und 
die Einsätze der am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbe­
völkerung beteiligten syrischen Streitkräfte. 

1.8.2011 

36. Hayel Al-Assad Stellvertreter von Maher Al-Assad, Befehlshaber der an Repres­
sionen beteiligten Militärpolizeieinheit der 4. Militärdivision. 

23.8.2011 

37. Ali Al-Salim Direktor des Versorgungsbüros des syrischen Verteidigungs­
ministeriums, der Beschaffungsstelle für sämtliche Rüstungs­
güter der syrischen Armee. 

23.8.2011 

38. Nizar Al-Assad 
( ) 

Cousin von Bashar Al-Assad; frühe­
rer Leiter der Firma "Nizar Oilfield 
Supplies" 

Sehr enger Vertrauter von einflussreichen Regierungsbeamten. 
Finanzierung der Shabiha-Miliz in der Region Latakia. 

23.8.2011 

39. Brigadegeneral Rafiq 
Shahadah 

Leiter der Abteilung 293 (Innere Angelegenheiten) des syrischen 
militärischen Nachrichtendienstes (SMI) in Damaskus. Unmittel­
bare Beteiligung an Repressionen und am gewaltsamen Vor­
gehen gegen die Zivilbevölkerung in Damaskus. Berater von 
Präsident Bashar Al-Assad für strategische Fragen und militär­
nachrichtendienstliche Angelegenheiten. 

23.8.2011 

40. Brigadegeneral Jamea 
Jamea (Jami Jami) 

Örtlicher Leiter des syrischen militärischen Nachrichtendienstes 
(SMI) in Dayr az-Zor. Unmittelbare Beteiligung an Repressionen 
und am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in 
Dayr az-Zor und Alboukamal. 

23.8.2011 

41. Hassan Bin-Ali 
Al-Turkmani 

geboren 1935 in Aleppo Stellvertretender Vizeminister, ehemaliger Verteidigungsminister, 
Sondergesandter des Präsidenten Bashar Al-Assad. 

23.8.2011 

42. Muhammad Said 
Bukhaytan 

Unterregionalsekretär der Arabischen Sozialistischen Baath-Par­
tei seit 2005, 2000-2005 Direktor für nationale Sicherheit der 
Regionalformation der Baath-Partei. Ehemaliger Gouverneur von 
Hama (1998-2000). Enger Vertrauter des Präsidenten Bashar 
Al-Assad und von Maher Al-Assad. Maßgeblicher Entschei­
dungsträger innerhalb des Regimes in Bezug auf Repressionen 
gegen die Zivilbevölkerung. 

23.8.2011 

43. Ali Douba Verantwortlich für Tötungen in Hama im Jahr 1980, wurde als 
Sonderberater des Präsidenten Bashar Al-Assad nach Damaskus 
zurückberufen. 

23.8.2011
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44. Brigadegeneral Nawful 
Al-Husayn 

Örtlicher Leiter des syrischen militärischen Nachrichtendienstes 
(SMI) in Idlib. Unmittelbare Beteiligung an Repressionen und 
am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung im Gou­
vernement Idlib. 

23.8.2011 

45. Brigadegeneral Husam 
Sukkar 

Berater des Präsidenten in Sicherheitsfragen. Berater des Prä­
sidenten in Bezug auf repressives und gewaltsames Vorgehen 
der Sicherheitskräfte gegen die Zivilbevölkerung. 

23.8.2011 

46. Brigadegeneral 
Muhammed Zamrini 

Örtlicher Leiter des syrischen militärischen Nachrichtendienstes 
(SMI) in Homs. Unmittelbare Beteiligung an Repressionen und 
am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in 
Homs. 

23.8.2011 

47. Generalleutnant Munir 
Adanov (Adnuf) 

Stellvertretender Generalstabschef der syrischen Streitkräfte (Ein­
satz- und Ausbildungsleitung). Unmittelbare Beteiligung an Re­
pressionen und am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbe­
völkerung in Syrien. 

23.8.2011 

48. Brigadegeneral Ghassan 
Khalil 

Leiter der Direktion Allgemeiner Nachrichtendienst (GID) – In­
formationsabteilung. Unmittelbare Beteiligung an Repressionen 
und am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in 
Syrien. 

23.8.2011 

49. Mohammed Jabir geboren in Latakia Shabiha-Miliz. Verbündeter von Maher Al-Assad in Angelegen­
heiten der Shabiha-Miliz. Direkte Beteiligung an Repressionen 
und am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung und 
Koordinierung von Gruppen der Shabiha-Miliz. 

23.8.2011 

50. Samir Hassan Enger Partner von Maher Al-Assad in geschäftlichen Angelegen­
heiten. Bekannt als finanzieller Förderer des syrischen Regimes. 

23.8.2011 

51. Fares Chehabi (Fares 
Shihabi) 

Präsident der Industrie- und Handelskammer Aleppo. Unter­
stützt das syrische Regime finanziell. 

2.09.2011 

52. Emad Ghraiwati geboren im März 1959 in Damas­
kus, Syrien 

Präsident der Industrie- und Handelskammer Damaskus (Zuhair 
Ghraiwati Sons). Unterstützt das syrische Regime finanziell. 

2.9.2011 

53. Tarif Akhras geboren 1949 in Homs, Syrien Gründer der Akhras Group (Rohstoffe, Handel, Verarbeitung 
und Logistik), Homs. Unterstützt das syrische Regime finanziell. 

2.9.2011 

54. Issam Anbouba geboren 1949 in Latakia, Syrien Präsident von Issam Anbouba Est. (Agrarindustrie). Unterstützt 
das syrische Regime finanziell. 

2.9.2011 

55. Tayseer Qala Awwad geboren 1943 in Damaskus Justizminister. Verbindungen zum syrischen Regime, unterstützt 
u.a. dessen Politik und Praxis der willkürlichen Festnahme und 
Inhaftierung. 

23.9.2011 

56. Dr. Adnan Hassan 
Mahmoud 

geboren 1966 in Tartous Informationsminister. Verbindungen zum syrischen Regime, un­
terstützt und fördert u.a. dessen Informationspolitik. 

23.9.2011 

57. Generalmajor Jumah 
Al-Ahmad 

Befehlshaber der Sondereinsatzkräfte. Verantwortlich für gewalt­
sames Vorgehen gegen Demonstranten in ganz Syrien. 

14.11.2011 

58. Oberst Lu'ai al-Ali Leiter des Büros des syrischen militärischen Nachrichtendienstes 
in Deraa. Verantwortlich für gewaltsames Vorgehen gegen De­
monstranten in Deraa. 

14.11.2011
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59. Generalleutnant Ali 
Abdullah Ayyub 

Stellvertretender Generalstabsleiter (Personal und Arbeitskräfte). 
Verantwortlich für gewaltsames Vorgehen gegen Demonstran­
ten in Syrien. 

14.11.2011 

60. Generalleutnant Jasim 
al-Furayj 

Generalstabschef. Verantwortlich für gewaltsames Vorgehen ge­
gen Demonstranten in ganz Syrien. 

14.11.2011 

61. General Aous (Aws) 
Aslan 

geboren 1958 Leiter eines Bataillons in der Republikanischen Garde. Vertrauter 
von Maher Al-Assad und Präsident Bashar Al-Assad. Beteiligung 
am gewaltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in ganz 
Syrien. 

14.11.2011 

62. General Ghassan Belal Leiter der Reservistenstelle der 4. Division. Berater von Maher 
Al-Assad und Koordinator von Sicherheitseinsätzen. Verant­
wortlich für das gewaltsame Vorgehen gegen die Zivilbevölke­
rung in ganz Syrien. 

14.11.2011 

63. Abdullah Berri Anführer der Milizen der Familie Berri. Verantwortlich für die 
regierungstreue Miliz, die am gewaltsamen Vorgehen gegen die 
Zivilbevölkerung in Aleppo beteiligt war. 

14.11.2011 

64. George Chaoui Mitglied der syrischen Cyber-Armee. Beteiligung an gewalt­
samen Repressionen und an der Aufstachelung zur Gewalt ge­
gen die Zivilbevölkerung in ganz Syrien. 

14.11.2011 

65. Generalmajor Zuhair 
Hamad 

Stellvertretender Leiter der Direktion Allgemeiner Nachrichten­
dienst. Verantwortlich für die Anwendung von Gewalt in ganz 
Syrien und für die Einschüchterung und Folterung von De­
monstranten. 

14.11.2011 

66. Amar Ismael Zivilist. Leiter der syrischen Cyber-Armee (Nachrichtendienst 
der Bodenstreitkräfte). Beteiligung an gewaltsamen Repressionen 
und an der Aufstachelung zur Gewalt gegen die Zivilbevölke­
rung in ganz Syrien. 

14.11.2011 

67. Mujahed Ismail Mitglied der syrischen Cyber-Armee. Beteiligung an gewalt­
samen Repressionen und an der Aufstachelung zur Gewalt ge­
gen die Zivilbevölkerung in ganz Syrien. 

14.11.2011 

68. Saqr Khayr Bek Stellvertretender Innenminister. Verantwortlich für gewaltsames 
Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in ganz Syrien. 

14.11.2011 

69. Generalmajor Nazih Stellvertretender Direktor der Direktion Allgemeiner Nachrich­
tendienst. Verantwortlich für die Anwendung von Gewalt in 
ganz Syrien und für die Einschüchterung und Folterung von 
Demonstranten. 

14.11.2011 

70. Kifah Moulhem Bataillonsbefehlshaber in der 4. Division. Verantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung in Deir el- 
Zor. 

14.11.2011 

71. Generalmajor Wajih 
Mahmud 

Befehlshaber der 18. Panzerdivision. Verantwortlich für das ge­
waltsame Vorgehen gegen Demonstranten in Homs. 

14.11.2011
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72. Bassam Sabbagh geboren am 24. August 1959 in 
Damaskus; Anschrift: Kasaa, Anwar 
al Attar Street, al Midani Building, 
Damaskus. Syrischer Reisepass Nr. 
004326765, ausgestellt am 
2. November 2008, gültig bis No­
vember 2014. 
Mitglied der Pariser Anwaltskam­
mer (Paris Bar). 

Leiter der Anwaltskanzlei Sabbagh & Associates (Damaskus). 
Rechts- und Finanzberater, verwaltet die Angelegenheiten von 
Rami Makhlouf und Khaldoun Makhlouf. Gemeinsam mit Bas­
har Al-Assad an der Finanzierung eines Immobilienprojekts in 
Latakia beteiligt. Unterstützt das Regime finanziell. 

14.11.2011 

73. Generalleutnant 
Mustafa Tlass 

Stellvertretender Generalstabsleiter (Logistik und Versorgung). 
Verantwortlich für gewaltsames Vorgehen gegen Demonstran­
ten in ganz Syrien. 

14.11.2011 

74. Generalmajor Fu'ad 
Tawil 

Stellvertretender Leiter des Nachrichtendienstes der syrischen 
Luftwaffe. Verantwortlich für die Anwendung von Gewalt in 
ganz Syrien und für die Einschüchterung und Folterung von 
Demonstranten. 

14.11.2011 

75. Mohammad Al-Jleilati geboren 1945 in Damaskus Finanzminister. Verantwortlich für die syrische Wirtschaft. 1.12.2011 

76. Dr. Mohammad Nidal 
Al-Shaar 

geboren 1956 in Aleppo Minister für Wirtschaft und Handel. Verantwortlich für die sy­
rische Wirtschaft. 

1.12.2011 

77. Generalleutnant Fahid 
Al-Jassim 

Stabschef. Als Militärangehöriger am gewaltsamen Vorgehen in 
Homs beteiligt. 

1.12.2011 

78. Generalmajor Ibrahim 
Al-Hassan 

Stellvertretender Stabschef. Als Militärangehöriger am gewalt­
samen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

79. Brigadegeneral Khalil 
Zghraybih 

14. Division. Als Militärangehöriger am gewaltsamen Vorgehen 
in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

80. Brigadegeneral Ali 
Barakat 

103. Brigade der Republikanischen Garde. Als Militärangehöri­
ger am gewaltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

81. Brigadegeneral Talal 
Makhluf 

103. Brigade der Republikanischen Garde. Als Militärangehöri­
ger am gewaltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

82. Brigadegeneral Nazih 
Hassun 

Nachrichtendienst der syrischen Luftwaffe. Als Militärangehöri­
ger am gewaltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

83. Hauptmann Maan Jdiid Garde des Präsidenten. Als Militärangehöriger am gewaltsamen 
Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

84. Muahmamd Al-Shaar Direktion Politische Sicherheit. Als Militärangehöriger am ge­
waltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

85. Khald Al-Taweel Direktion Politische Sicherheit. Als Militärangehöriger am ge­
waltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

86. Ghiath Fayad Direktion Politische Sicherheit. Als Militärangehöriger am ge­
waltsamen Vorgehen in Homs beteiligt. 

1.12.2011 

B. Einrichtungen 

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Bena Properties Unter der Kontrolle von Rami Makhlouf; finanziert das Regime. 23.6.2011 

2. Al Mashreq Investment 
Fund (AMIF) (alias 
Sunduq Al Mashrek 
Al Istithmari) 

P.O. Box 108, Damaskus 
Tel.: 963 112110059 / 
963 112110043 
Fax: 963 933333149 

Unter der Kontrolle von Rami Makhlouf; finanziert das Regime. 23.6.2011
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3. Hamcho International 
(Hamsho International 
Group) 

Baghdad Street, P.O. Box 8254, 
Damaskus 
Tel.: 963 112316675 
Fax: 963 112318875 
Website: www.hamshointl.com 
E-Mail: info@hamshointl.com und 
hamshogroup@yahoo.com 

Unter der Kontrolle von Mohammad Hamcho oder Hamsho; 
finanziert das Regime. 

23.6.2011 

4. Military Housing 
Establishment (alias 
MILIHOUSE) 

Unternehmen für öffentliche Arbeiten, kontrolliert von Riyad 
Chaliche und dem Verteidigungsministerium; finanziert das Re­
gime. 

23.6.2011 

5. Direktion Politische 
Sicherheit 

Unmittelbar an Repressionen beteiligte staatliche Stelle Syriens. 23.8.2011 

6. Direktion Allgemeiner 
Nachrichtendienst 

Unmittelbar an Repressionen beteiligte staatliche Stelle Syriens. 23.8.2011 

7. Direktion Militärischer 
Nachrichtendienst 

Unmittelbar an Repressionen beteiligte staatliche Stelle Syriens. 23.8.2011 

8. Nachrichtendienst der 
Luftwaffe 

Unmittelbar an Repressionen beteiligte staatliche Stelle Syriens. 23.8.2011 

9. Qods-Einheit (alias 
Quds-Einheit) des IRGC 

Teheran, Iran Die Qods- bzw. Quds-Einheit ist eine Spezialeinheit des Korps 
der Iranischen Revolutionsgarden (IRGC). Die Qods-Einheit ist 
beteiligt an der Bereitstellung von Ausrüstung und Unterstüt­
zung für das syrische Regime für das gewaltsame Vorgehen 
gegen Demonstranten in Syrien. Die Qods-Einheit der IRGC 
hat den syrischen Sicherheitskräften technische Hilfe, Ausrüs­
tung und Unterstützung für Repressionen gegen die zivile Pro­
testbewegung bereitgestellt. 

23.8.2011 

10. Mada Transport Niederlassung der Cham Holding 
(Sehanya Dara'a Highway, 
P.O. Box 9525 
Tel.: 00 963 11 99 62) 

Wirtschaftliche Einheit, die das Regime finanziert. 2.9.2011 

11. Cham Investment 
Group 

Niederlassung der Cham Holding 
(Sehanya Dara'a Highway, 
P.O. Box 9525 
Tel.: 00 963 11 99 62) 

Wirtschaftliche Einheit, die das Regime finanziert. 2.9.2011 

12. Real Estate Bank Insurance Bldg - Yousef Al-Azmeh 
Square, Damaskus P.O. Box: 2337 
Damaskus Arabische Republik 
Syrien 
Tel.: (+963) 11 2456777 und 
2218602 
Fax: (+963) 11 2237938 und 
2211186 
E-Mail: 
Publicrelations@reb.sy 
Website: www.reb.sy 

Staatliche Bank, die das Regime finanziell unterstützt. 2.9.2011 

13. Addounia TV (alias 
Dounia TV) 

Tel.: +963-11-5667274, 
+963-11-5667271, 
Fax: +963-11-5667272 
Website: http://www.addounia.tv 

Aufstachelung zur Gewalt gegen die Zivilbevölkerung in Syrien. 23.9.2011
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14. Cham Holding Cham Holding Building Daraa 
Highway – Ashrafiyat Sahnaya Rif 
Dimashq. P.O. Box 9525, Syrien 
Tel.: +963 (11) 9962 
+963 (11) 668 14000 
+963 (11) 673 1044 
Fax: +963 (11) 673 1274 
E-Mail: info@chamholding.sy 
Website: www.chamholding.sy 

Unter der Kontrolle von Rami Makhlouf; größte Holdinggesell­
schaft Syriens, Nutznießer und Unterstützer des Regimes. 

23.9.2011 

15. El-Tel Co. (El-Tel 
Middle East Company) 

Anschrift: Dair Ali Jordan Highway, 
P.O. Box 13052, Damaskus, Syrien 
Tel.: +963-11-2212345 
Fax: +963-11-44694450 
E-Mail: sales@eltelme.com 
Website: www.eltelme.com 

Herstellung und Lieferung von Telekommunikationsausrüstung 
für das Militär. 

23.9.2011 

16. Ramak Constructions 
Co. 

Anschrift: Dara'a Highway, 
Damaskus, Syrien 
Tel.: +963-11-6858111 
Mobilfunk: +963-933-240231 

Bau von Kasernen, Grenzposten und anderen Gebäuden für 
militärische Zwecke. 

23.9.2011 

17. Souruh Company (alias 
SOROH Al Cham 
Company) 

Anschrift: Adra Free Zone Area 
Damaskus, Syrien 
Tel.: +963-11-5327266 
Mobilfunk: +963-933-526812 
+963-932-878282 
Fax:+963-11-5316396 
E-Mail: sorohco@gmail.com 
Website: http://sites.google.com/ 
site/sorohco 

Investitionen in örtliche industrielle Rüstungsprojekte, Herstel­
lung von Waffenteilen und dazugehörigen Erzeugnissen; zu 
100 % im Eigentum von Rami Makhlouf. 

23.9.2011 

18. Syriatel Thawra Street, Ste Building 6th 
Floor, BP 2900 
Tel.: +963 11 61 26 270 
Fax: +963 11 23 73 97 19 
E-Mail: info@syriatel.com.sy 
Website: http://syriatel.sy/ 

Unter der Kontrolle von Rami Makhlouf; unterstützt das Re­
gime finanziell: zahlt im Rahmen seines Lizenzvertrags 50 % 
seines Gewinns an die Regierung. 

23.9.2011 

19. Cham Press TV Al Qudsi building, 2nd Floor – 
Baramkeh, Damaskus 
Tel.: +963 - 11- 2260805 
Fax: +963 - 11 - 2260806 
E-Mail: mail@champress.com 
Website: www.champress.net 

Fernsehsender, der sich an Desinformationskampagnen und an 
der Aufstachelung zur Gewalt gegen Demonstranten beteiligt. 

1.12.2011 

20. Al Watan Al Watan Newspaper - Damaskus – 
Duty Free Zone 
Tel.: 00963 11 2137400 
Fax: 00963 11 2139928 

Tageszeitung, die sich an Desinformationskampagnen und an 
der Aufstachelung zur Gewalt gegen Demonstranten beteiligt. 

1.12.2011 

21. Centre d'études et de 
recherches syrien 
(CERS) (CERS, Centre 
d'Etude et de Recherche 
Scientifique; SSRC, 
Scientific Studies and 
Research Center; Centre 
de Recherche de 
Kaboun 

Barzeh Street, P.O. Box 4470, 
Damaskus 

Unterstützt die syrische Armee bei der Beschaffung von Aus­
rüstung, die unmittelbar für Überwachungszwecke und Repres­
sionen gegen Demonstranten eingesetzt wird. 

1.12.2011
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22. Business Lab Maysat Square, Al Rasafi Street 
Bldg. 9, P.O. Box 7155, Damaskus 
Tel.: 963112725499 
Fax: 963112725399 

Scheinfirma für die Beschaffung von sensibler Ausrüstung durch 
das CERS. 

1.12.2011 

23. Industrial Solutions Baghdad Street 5, P.O. Box 6394, 
Damaskus 
Tel./Fax: 963114471080 

Scheinfirma für die Beschaffung von sensibler Ausrüstung durch 
das CERS. 

1.12.2011 

24. Mechanical 
Construction Factory 
(MCF) 

P.O. Box 35202, Industrial Zone, 
Al-Qadam Road, Damaskus 

Scheinfirma für die Beschaffung von sensibler Ausrüstung durch 
das CERS. 

1.12.2011 

25. Syronics – Syrian Arab 
Co. for Electronic 
Industries 

Kaboon Street, P.O. Box 5966, 
Damaskus 
Tel.: +963-11-5111352 
Fax: +963-11-5110117 

Scheinfirma für die Beschaffung von sensibler Ausrüstung durch 
das CERS. 

1.12.2011 

26. Handasieh – 
Organization for 
Engineering Industries 

P.O.Box 5966, Abou Bakr 
Al- Seddeq St., Damaskus 
und P.O. Box 2849 Al-Moutanabi 
Street, Damaskus 
und P.O. Box 21120 Baramkeh, 
Damaskus 
Tel.: 963112121816 – 
963112121834 – 
963112214650 – 
963112212743 - 
963115110117 

Scheinfirma für die Beschaffung von sensibler Ausrüstung durch 
das CERS. 

1.12.2011 

27. Syria Trading Oil 
Company (Sytrol) 

Prime Minister Building, 17 Street 
Nissan, Damaskus, Syrien. 

Für sämtliche Ölausfuhren aus Syrien verantwortliches staatli­
ches Unternehmen. Unterstützt das Regime finanziell. 

1.12.2011 

28. General Petroleum 
Corporation (GPC) 

New Sham - Building of Syrian Oil 
Company, P.O. Box 60694, 
Damaskus, Syrien 
Tel.: 963113141635 
Fax: 963113141634 
E-Mail: info@gpc-sy.com 

Staatliche Ölgesellschaft. Unterstützt das Regime finanziell. 1.12.2011 

29. Al Furat Petroleum 
Company 

Dummar - New Sham - Western 
Dummer 1st. Island -Property 
2299- AFPC Building 
P.O. Box 7660 Damaskus. Syrien. 
Tel.: 00963-11- (6183333), 
00963-11- (31913333) 
Fax: 00963-11- (6184444), 
00963-11- (31914444) 
afpc@afpc.net.sy 

Joint Venture, zu 50 % im Eigentum von GPC. Unterstützt das 
Regime finanziell. 

1.12.2011

DE 19.1.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 16/21

mailto:info@gpc-sy.com
mailto:afpc@afpc.net.sy


ANHANG IIa 

LISTE DER ORGANISATIONEN UND EINRICHTUNGEN NACH ARTIKEL 14 UND ARTIKEL 15 ABSATZ 1 
BUCHSTABE B 

Einrichtungen 

Name Angaben zur Identität Gründe Zeitpunkt der Aufnahme in 
die Liste 

1. Commercial Bank of Syria — Zweigstelle Damaskus, P.O. Box 2231, 
Moawiya St., Damaskus, Syrien; P.O. 
Box 933, Yousef Azmeh Square, Da­
maskus, Syrien; 

— Zweigstelle Aleppo, P.O. Box 2, Kastel 
Hajjarin St., Aleppo, Syrien; SWIFT/BIC 
CMSY SY DA; alle Filialen weltweit 
[NPWMD] 

Website: http://cbs-bank.sy/En-index.php 

Tel.: +963 11 2218890 

Fax: +963 11 2216975 

Geschäftsleitung: dir.cbs@mail.sy 

Im staatlichen Eigentum ste­
hende Bank, die das Regime fi­
nanziell unterstützt. 

13.10.2011
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ANHANG III 

LISTE DER ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN IN DEN MITGLIEDSTAATEN UND ANSCHRIFT FÜR 
NOTIFIKATIONEN AN DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION 

A. Zuständige Behörden in den Mitgliedstaaten: 

BELGIEN 

http://www.diplomatie.be/eusanctions 

BULGARIEN 

http://www.mfa.bg/en/pages/view/5519 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

http://www.mfcr.cz/mezinarodnisankce 

DÄNEMARK 

http://www.um.dk/da/menu/Udenrigspolitik/FredSikkerhedOgInternationalRetsorden/Sanktioner/ 

DEUTSCHLAND 

http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Aussenwirtschaft/Aussenwirtschaftsrecht/embargos.html 

ESTLAND 

http://www.vm.ee/est/kat_622/ 

IRLAND 

http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id=28519 

GRIECHENLAND 

http://www.mfa.gr/www.mfa.gr/en-US/Policy/Multilateral+Diplomacy/Global+Issues/International+Sanctions/ 

SPANIEN 

http://www.maec.es/es/MenuPpal/Asuntos/Sanciones%20Internacionales/Paginas/Sanciones_%20Internacionales.aspx 

FRANKREICH 

http://www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions/ 

ITALIEN 

http://www.esteri.it/MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm 

ZYPERN 

http://www.mfa.gov.cy/sanctions 

LETTLAND 

http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539 

LITAUEN 

http://www.urm.lt/sanctions 

LUXEMBURG 

http://www.mae.lu/sanctions 

UNGARN 

http://www.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/
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MALTA 

http://www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp 

NIEDERLANDE 

http://www.minbuza.nl/sancties 

ÖSTERREICH 

http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version= 

POLEN 

http://www.msz.gov.pl 

PORTUGAL 

http://www.min-nestrangeiros.pt 

RUMÄNIEN 

http://www.mae.ro/node/1548 

SLOWENIEN 

http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/ 

SLOWAKEI 

http://www.foreign.gov.sk 

FINNLAND 

http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet 

SCHWEDEN 

http://www.ud.se/sanktioner 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

www.fco.gov.uk/competentauthorities 

B. Anschrift für den Schriftwechsel mit der Europäischen Kommission: 

Europäische Kommission 
Dienst für außenpolitische Instrumente 
CHAR 12/106 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu 
Tel.: +(32 2) 295 55 85
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ANHANG IV 

LISTE DER IN ARTIKEL 6 GENANNTEN ERZEUGNISSE (ROHÖL UND ERDÖLERZEUGNISSE) 

HS-Code Warenbezeichnung 

2709 00 Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, roh. 

2710 Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, die nicht roh sind; Zubereitungen mit einem Gehalt an Erdöl 
oder Öl aus bituminösen Mineralien von 70 GHT oder mehr, in denen diese Öle der Grundbestandteil 
sind, anderweitig weder genannt noch inbegriffen; Ölabfälle (wobei der Erwerb von Flugturbinenkraft­
stoff gemäß KN-Code 2710 19 21 in Syrien nicht verboten ist, sofern er ausschließlich für den Flug­
betrieb des damit betankten Luftfahrzeugs bestimmt ist und verwendet wird). 

2712 Vaselin (Erdölgelee), Paraffin, mikrokristallines Erdölwachs, paraffinische Rückstände ("slack wax"), Ozo­
kerit, Montanwachs, Torfwachs, andere Mineralwachse und ähnliche durch Synthese oder andere Ver­
fahren gewonnene Erzeugnisse, auch gefärbt. 

2713 Petrolkoks, Bitumen aus Erdöl und andere Rückstände aus Erdöl oder Öl aus bituminösen Mineralien. 

2714 Naturbitumen und Naturasphalt; bituminöse oder ölhaltige Schiefer und Sande; Asphaltite und 
Asphaltgestein. 

2715 00 00 Bituminöse Mischungen auf der Grundlage von Naturasphalt oder Naturbitumen, Bitumen aus Erdöl, 
Mineralteer oder Mineralteerpech (z. B. Asphaltmastix, Verschnittbitumen).

DE 19.1.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 16/25



ANHANG V 

IN ARTIKEL 4 GENANNTE AUSRÜSTUNG, TECHNOLOGIE UND SOFTWARE 

Allgemeiner Hinweis 

Ungeachtet seines Inhalts gilt dieser Anhang nicht für 

a) Ausrüstung, Technologie oder Software, die in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates ( 1 ) oder in der 
Gemeinsamen Militärgüterliste aufgeführt ist oder 

b) Software, die dazu entwickelt ist, um vom Benutzer ohne umfangreiche Unterstützung durch den Lieferanten installiert 
zu werden, und die frei erhältlich ist und im Einzelhandel ohne Einschränkungen mittels einer der folgenden Ge­
schäftspraktiken verkauft wird: 

i) Barverkauf, 

ii) Versandverkauf, 

iii) Verkauf über elektronische Medien oder 

iv) Telefonverkauf, oder 

c) Software, die allgemein zugänglich ist. 

Die Kategorien A, B, C, D und E beziehen sich auf die in der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 genannten Kategorien. 

"Ausrüstung, Technologie und Software" gemäß Artikel 4 umfasst Folgendes: 

A. Liste der Ausrüstungen 

— Ausrüstung für tiefe Paketinspektion 

— Netzüberwachungsausrüstung einschließlich Abhörmanagementausrüstung (IMS) und Intelligence-Ausrüstung für 
Datenverbindungsvorratsspeicherung 

— Funkfrequenz-Überwachungsausrüstung 

— Ausrüstung zum Stören von Funknetzen und der Satellitenkommunikation 

— Ausrüstung für die Ferneinbringung von Computerviren 

— Sprechererkennungs- und Sprecherverarbeitungsausrüstung 

— IMSI ( 2 ), MSISDN ( 3 ), IMEI ( 4 ) und TMSI ( 5 ) Abhör- und Überwachungsausrüstung

DE L 16/26 Amtsblatt der Europäischen Union 19.1.2012 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr, der 
Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck (ABl. L 134 vom 29.5.2009, S. 1). 

( 2 ) IMSI: International Mobile Subscriber Identity. Eindeutiger Identifizierungscode für jedes Mobilfunkgerät, der fest in der SIM-Karte 
integriert ist und die Identifizierung der SIM-Karte über GSM- und UMTS-Netze ermöglicht. 

( 3 ) MSISDN: Mobile Subscriber Integrated Services Digital Network Number. Nummer zur eindeutigen Identifizierung eines GSM- oder 
UMTS-Netzteilnehmers. Dies ist die Telefonnummer, die der SIM-Karte eines Mobiltelefons zugeordnet ist und daher – genauso wie eine 
IMSI – die Identifizierung eines Mobilfunkteilnehmers ermöglicht, aber auch der Anrufvermittlung an den Teilnehmer dient. 

( 4 ) IMEI: International Mobile Equipment Identity. In der Regel eindeutige Nummer zur Identifizierung von GSM-, WCDMA- und IDEN- 
Mobiltelefonen sowie einiger Satellitentelefone. Die Nummer ist zumeist im Batteriefach des Telefons aufgedruckt. Die Überwachung 
(Abhören) kann mit Hilfe der IMEI-Nummer sowie der IMSI und MSISDN erfolgen. 

( 5 ) TMSI: Temporary Mobile Subscriber Identity. Kennung, die in der Regel zwischen dem Mobilfunkgerät und dem Netz übertragen wird.



— Taktische Ausrüstung zum Abhören und zur Überwachung von SMS ( 1 )/GSM ( 2 )/GPS ( 3 )/GPRS ( 4 )/UMTS ( 5 )/ 
CDMA ( 6 )/PSTN ( 7 ) 

— Ausrüstung zum Abhören und zur Überwachung von DHCP ( 8 )/SMTP ( 9 ) und GTP ( 10 )-Informationen 

— Ausrüstung für die Mustererkennung und die Erstellung von Musterprofilen 

— Ferngesteuerte Forensikausrüstung 

— Ausrüstung für die semantische Verarbeitung 

— Entschlüsselungsausrüstung für WEP- und WPA-Schlüssel 

— Abhörausrüstung für geschützte und standardisierte Protokolle für die Sprachübermittlung über das Internet (VoIP) 

B. Nicht verwendet 

C. Nicht verwendet 

D. „Software“ für die „Entwicklung“, „Herstellung“ oder „Verwendung“ der oben in Buchstabe A beschriebenen 
Ausrüstung. 

E. „Technologie“ für die „Entwicklung“, „Herstellung“ oder „Verwendung“ der oben in Buchstabe A beschrie­
benen Ausrüstung. 

Ausrüstung, Technologie und Software, die unter diese Kategorien fällt, ist nur insoweit Gegenstand des vorliegenden 
Anhangs, als sie von der allgemeinen Beschreibung für „Systeme für das Abhören und die Überwachung des Internets, des 
Telefonverkehrs und der Satellitenkommunikation“ erfasst wird. 

Für die Zwecke dieses Anhangs bezeichnet „Überwachung“ die Erfassung, Extrahierung, Entschlüsselung, Aufzeichnung, 
Verarbeitung, Analyse und Archivierung von Gesprächsinhalten oder Netzdaten.
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( 1 ) SMS: Short Message System 
( 2 ) GSM: Global System for Mobile Communications 
( 3 ) GPS: Global Positioning System 
( 4 ) GPRS: General Package Radio Service 
( 5 ) UMTS: Universal Mobile Telecommunication System 
( 6 ) CDMA: Code Division Multiple Access 
( 7 ) PSTN: Public Switch Telephone Networks 
( 8 ) DHCP: Dinamyc Host Configuration Protocol 
( 9 ) SMTP: Simple Mail Transfer Protocol 

( 10 ) GTP: GPRS Tunneling Protocol



ANHANG VI 

LISTE DER IN ARTIKEL 8 GENANNTEN SCHLÜSSELAUSRÜSTUNG UND -TECHNOLOGIE 

Allgemeine Hinweise 

1. Der Zweck der in diesem Anhang genannten Verbote darf nicht dadurch unterlaufen werden, dass nicht verbotene 
Güter (einschließlich Anlagen) mit einem oder mehreren verbotenen Bestandteilen ausgeführt werden, wenn der (die) 
verbotene(n) Bestandteil(e) ein Hauptelement des Ausfuhrgutes ist (sind) und leicht entfernt oder für andere Zwecke 
verwendet werden kann (können). 

Anmerkung: Bei der Beurteilung der Frage, ob der (die) verbotene(n) Bestandteil(e) ein Hauptelement bildet (bilden), müssen 
Menge, Wert und eingesetztes technologisches Know-how sowie andere besondere Umstände berücksichtigt werden, 
die den (die) verbotenen Bestandteil(e) zu einem Hauptelement machen könnten. 

2. Die in diesem Anhang erfassten Güter umfassen sowohl neue als auch gebrauchte Güter. 

3. Definitionen der Begriffe, die in 'einfachen Anführungszeichen' stehen, finden sich in einer technischen Anmerkung 
zu dem jeweiligen Gut. 

4. Definitionen der Begriffe, die in "doppelten Anführungszeichen" stehen, finden sich in Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 428/2009. 

Allgemeine Technologie-Anmerkung (ATA) 

1. "Technologie", die zur "Entwicklung", "Herstellung" oder "Verwendung" von verbotenen Gütern "unverzichtbar" ist, 
unterliegt auch dann dem Verbot, wenn sie für nicht verbotene Güter einsetzbar ist. 

2. Nicht verboten ist "Technologie", die das unbedingt erforderliche Minimum für Aufbau, Betrieb, Wartung (Über­
prüfung) und Reparatur derjenigen Güter darstellt, die nicht verboten sind oder für die eine Ausfuhrgenehmigung 
nach dieser Verordnung erteilt wurde. 

3. Die Verbote hinsichtlich der Weitergabe von "Technologie" gelten weder für "allgemein zugängliche" Informationen, 
"wissenschaftliche Grundlagenforschung" noch für die für Patentanmeldungen erforderlichen Mindestinformationen. 

Exploration und Förderung von Erdöl und Erdgas 

1.A Ausrüstung 

1. Geophysikalische Prospektionsausrüstung, -fahrzeuge, -wasserfahrzeuge und -flugzeuge, besonders konstruiert oder 
angepasst für die Erhebung von Daten für die Erdöl- und Erdgasexploration, sowie besonders konstruierte Bestand­
teile hierfür. 

2. Sensoren, besonders konstruiert zur Durchführung von Arbeiten in Erdgas- und Erdölbohrlöchern, einschließlich 
Sensoren für Messungen während des Bohrvorgangs, sowie zugehörige Ausrüstung, besonders konstruiert zur Er­
hebung und Speicherung der von diesen Sensoren übermittelten Daten. 

3. Bohrausrüstung, ausgelegt für Gesteinsbohrungen speziell zur Exploration oder zur Förderung von Erdöl, Erdgas und 
anderen natürlich vorkommenden Kohlenwasserstoffen. 

4. Bohrköpfe, Gestänge, Schwerstangen, Zentrierungsvorrichtungen und andere Ausrüstung, besonders konstruiert zur 
Verwendung in und mit Bohrausrüstung für Erdöl- und Erdgasbohrlöcher. 

5. Ventilaufbauten, 'Blowout-Preventer' und 'Eruptionskreuze' und besonders konstruierte Bestandteile hierfür, die den 
'API- und ISO-Spezifikationen' für den Einsatz in Erdöl- und Erdgasbohrlöchern entsprechen. 

Technische Anmerkungen: 

a) Ein 'Blowout-Preventer' ist ein Gerät, das in der Regel während der Bohrungen in Bodennähe eingesetzt wird (bzw. bei 
Unterwasserbohrungen auf dem Meeresboden), um das unkontrollierte Ausströmen von Erdöl und/oder Erdgas aus dem 
Bohrloch zu verhindern. 

b) Ein 'Eruptionskreuz' ist ein Gerät, das in der Regel eingesetzt wird, um den Ausfluss der Flüssigkeiten aus dem Bohrloch nach 
dessen Fertigstellung und nach dem Beginn der Erdöl- und/oder Erdgasförderung zu kontrollieren. 

c) Für die Zwecke dieser Nummer bezieht sich 'API- und ISO-Spezifikationen' auf die Spezifikationen 6A, 16A, 17D und 
11IW des American Petroleum Institute und/oder die ISO-Normen 10423 und 13533 für Blowout-Preventer, Bohrlochkopf- 
und Eruptionskreuz-Ausrüstung zur Verwendung in Erdöl- und/oder Erdgasbohrlöchern.
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6. Bohr- und Förderinseln für Erdöl und Erdgas. 

7. Wasserfahrzeuge und Schuten mit eingebauter Bohr- und/oder Rohölverarbeitungsausrüstung zur Verwendung bei 
der Förderung von Erdöl, Erdgas und anderen natürlich vorkommenden brennbaren Stoffen. 

8. Flüssigkeits-/Gasabscheider nach der API-Spezifikation 12J, besonders konstruiert zur Verarbeitung des aus einem 
Bohrloch geförderten Erdöls oder Erdgases durch Abscheiden von Wasser und Gas aus dem flüssigen Rohöl. 

9. Gaskompressoren mit einem Auslegungsdruck von 40 bar (PN 40 und/oder ANSI 300) oder mehr und einer 
Saugkapazität größer/gleich 300.000 Nm3/h für die Erstverarbeitung und Beförderung von Erdgas, mit Ausnahme 
von Gaskompressoren für Erdgastankstellen (Tankstellen für komprimiertes Erdgas/CNG), sowie besonders konstru­
ierte Bestandteile hierfür. 

10. Steuerungsausrüstung für die Unterwasserproduktion und deren Bestandteile, die den 'API- und ISO-Spezifikationen' 
für die Verwendung in Erdöl- und Erdgasbohrlöchern entsprechen. 

Technische Anmerkung: 

Für die Zwecke dieser Nummer bezieht sich 'API- und ISO-Spezifikationen' auf die Spezifikation 17 F des American Petroleum 
Institute und/oder die ISO-Norm 13268 für Steuersysteme für die Unterwasser-Produktion. 

11. Pumpen, in der Regel Hochleistungs- und Hochdruckpumpen (mit einer Förderleistung von mehr als 0,3 m 3 /min 
und/oder mit einem Druck von mehr als 40 bar), besonders konstruiert zum Einpumpen von Bohrschlämmen 
und/oder Zement in Erdöl- und Erdgasbohrlöcher. 

1.B Prüf- und Inspektionsgeräte 

1. Ausrüstung, besonders konstruiert zur Probenentnahme, Prüfung und Analyse der Eigenschaften von Bohrschläm­
men, Bohrlochzementen und anderen speziell zur Verwendung in Erdöl- und Erdgasbohrlöchern ausgelegten und/ 
oder formulierten Materialien. 

2. Ausrüstung, besonders konstruiert zur Probeentnahme, Prüfung und Analyse der Eigenschaften von Gesteinsproben, 
Flüssigkeits- und Gasproben und anderen Materialien, die einem Erdöl- und/oder Erdgasbohrloch während oder nach 
der Bohrung oder den damit verbundenen Erstverarbeitungsanlagen entnommen werden. 

3. Ausrüstung, besonders konstruiert zur Erhebung und Auswertung von Daten über die physikalischen und mecha­
nischen Bedingungen eines Erdöl- und/oder Erdgasbohrlochs und zur Bestimmung der Eigenschaften der Gesteins- 
und Lagerstättenformation. 

1.C Materialien 

1. Bohrschlamm, Additive für Bohrschlamm und deren Komponenten, besonders formuliert zur Stabilisierung von 
Erdöl- und Erdgasbohrlöchern während der Bohrung, zur Beförderung von Bohrklein zur Erdoberfläche sowie zur 
Schmierung und Kühlung der Bohrausrüstung im Bohrloch. 

2. Zemente und andere Werkstoffe nach 'API- und ISO-Spezifikationen' zur Verwendung in Erdöl- und Erdgasbohr­
löchern. 

Technische Anmerkung: 

Für die Zwecke dieser Nummer bezieht sich 'API- und ISO-Spezifikationen' auf die Spezifikation 10A des American Petroleum 
Institute oder die ISO-Norm 10426 für Zemente und Materialien für die Zementation von Erdöl- und Erdgasbohrlöchern. 

3. Korrosionshemmer, Mittel zur Emulsionsbehandlung, Entschäumer und andere Chemikalien, besonders formuliert zur 
Verwendung bei Ölbohrungen und bei der Erstverarbeitung von aus einem Erdöl- und/oder Erdgasbohrloch geför­
dertem Rohöl. 

1.D Software 

1. "Software", besonders entwickelt zur Erfassung und Auswertung von Daten aus seismischen, elektromagnetischen, 
magnetischen oder schwerkraftbezogenen Untersuchungen zur Feststellung der Prospektivität in Bezug auf Erdöl- 
oder Erdgasvorkommen. 

2. "Software", besonders entwickelt zur Speicherung, Analyse und Auswertung von Daten aus Bohrung und Förderung 
zum Zwecke der Bewertung der physischen Merkmale und des Verhaltens von Erdöl- und Erdgasvorkommen. 

3. "Software", besonders entwickelt zur "Verwendung" in Rohölförderungs- und -verarbeitungsanlagen oder in bestimm­
ten Untereinheiten solcher Anlagen.
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1.E Technologie 

1. Für die "Entwicklung", "Herstellung" und "Verwendung" der von den Nummern 1.A.01 bis 1.A.11 erfassten Aus­
rüstung "unverzichtbare""Technologie". 

Raffination von Erdöl und Verflüssigung von Erdgas 

2.A Ausrüstung 

1. Wärmetauscher wie folgt und besonders konstruierte Bestandteile hierfür: 

a) Plattenwärmetauscher mit einem Verhältnis Oberfläche zu Volumen größer als 500 m 2 /m 3 , besonders konstruiert 
zur Vorkühlung von Erdgas; 

b) Spiralwärmetauscher, besonders konstruiert zur Verflüssigung oder Unterkühlung von Erdgas. 

2. Kryopumpen zur Beförderung von Medien bei einer Temperatur unter – 120 °C mit einer Förderkapazität von 
500 m 3 /h sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

3. 'Coldbox' und 'Coldbox'-Ausrüstung, nicht erfasst von Unternummer 2.A.1. 

Technische Anmerkung: 

'Coldbox-Ausrüstung' bezieht sich auf eine für Erdgasverflüssigungsanlagen besonders ausgelegte Konstruktion, die in der Pro­
zessphase der Verflüssigung verwendet wird. Die 'Coldbox' besteht aus Wärmetauschern, Rohrleitungen, sonstigen Instrumenten 
und thermischen Isolatoren. Die Temperatur innerhalb der 'Coldbox' liegt unter – 120 °C (Voraussetzung für die Kondensation 
von Erdgas). Funktion der 'Coldbox' ist die thermische Isolierung der oben beschriebenen Ausrüstung. 

4. Ausrüstungen für Verschiffungsterminals für verflüssigte Gase mit einer Temperatur unter – 120 °C und besonders 
konstruierte Bestandteile hierfür. 

5. Flexible und starre Leitungen mit einem Durchmesser größer als 50 mm für die Beförderung von Medien mit einer 
Temperatur unter – 120 °C. 

6. Besonders für den Transport von verflüssigtem Erdgas konstruierte Seeschiffe. 

7. Elektrostatische Entsalzungsanlagen, besonders konstruiert zur Entfernung von Verunreinigungen wie Salz, Feststoffen 
und Wasser aus Rohöl, sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

8. Sämtliche Crackanlagen, einschließlich Hydrocrackanlagen, und Kokereien, besonders konstruiert zur Umwandlung 
von Vakuumgasölen oder Vakuumrückständen, sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

9. Wasserstoffbehandler, besonders konstruiert zur Entschwefelung von Benzin, Dieselschnitten und Kerosin, sowie 
besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

10. Katalytische Reformer, besonders konstruiert zur Umwandlung von entschwefeltem Benzin in hochoktaniges Benzin, 
sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

11. Raffinerien zur C5-C6-Isomerisierung und Raffinerien zur Alkylierung von leichten Olefinen zwecks Verbesserung des 
Oktanindex von Kohlenwasserstoffschnitten. 

12. Pumpen, besonders konstruiert zur Beförderung von Rohöl und Kraftstoffen mit einer Förderleistung von 50 m 3 /h 
oder mehr sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

13. Rohrleitungen mit einem Außendurchmesser von 0,2 m oder mehr aus einem der folgenden Materialien: 

a) Edelstahl mit einem Chromgehalt von 23 Gew.-% oder mehr; 

b) Edelstahl und Nickellegierungen mit einem 'PREN'-Wert ('Pitting-Resistance-Equivalent Number') über 33. 

Technische Anmerkung: 

Der 'PREN'-Wert ('Pitting Resistance Equivalent Number') ist ein Messwert für die Widerstandsfähigkeit von Edelstählen und 
Nickellegierungen gegen Lochfraß und Spaltkorrosion. Die Widerstandsfähigkeit von Edelstählen und Nickellegierungen hängt 
hauptsächlich von deren Zusammensetzung (in erster Linie Chrom, Molybdän und Stickstoff) ab. Die Formel zur Berechnung des 
PREN-Werts lautet: 

PRE = Cr + 3,3 % Mo + 30 % N
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14. "Molche" und besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

Technische Anmerkung: 

'Molche' werden typischerweise zur internen Reinigung oder Inspektion von Rohrleitungen (Korrosionszustand oder Rissbildung) 
eingesetzt, wobei sie vom Flüssigkeitsstrom fortbewegt werden. 

15. Molchstart- und Molchempfangsvorrichtungen zum Einbringen bzw. Entnehmen von Molchen. 

16. Lagerbehälter für Rohöl und Kraftstoffe mit einem Fassungsvermögen von mehr als 1 000 m 3 (1 000 000 Liter) wie 
folgt sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür: 

a) Festdachtanks; 

b) Schwimmdachtanks. 

17. Flexible Unterwasser-Rohrleitungen mit einem Durchmesser größer als 50 mm, besonders konstruiert zur Beför­
derung von Kohlenwasserstoffen und Injektionsflüssigkeiten, Wasser oder Gas. 

18. Flexible Hochdruck-Rohrleitungen für Über- und Unterwasseranwendungen. 

19. Isomerisierungsausrüstung, besonders konstruiert zur Herstellung von hochoktanigem Benzin unter Zufuhr leichter 
Kohlenwasserstoffe, sowie besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

2.B Prüf- und Inspektionsgeräte 

1. Geräte, besonders konstruiert zur Prüfung und Analyse der Qualität (Eigenschaften) von Rohöl und Kraftstoffen. 

2. Schnittstellen-Kontrollsysteme, besonders konstruiert zur Kontrolle und Optimierung der Entsalzung. 

2.C Materialien 

1. Diethylenglykol (CAS 111-46-6), Triethylenglykol (CAS 112-27-6). 

2. N-Methylpyrrolidon (CAS 872-50-4), Sulfolan (CAS 126-33-0). 

3. Zeolithe, natürlichen oder synthetischen Ursprungs, besonders ausgelegt zum flüssigen katalytischen Cracken oder 
zur Reinigung und/oder Dehydratisierung von Gasen einschließlich Erdgasen. 

4. Katalysatoren zum Cracken und Umwandeln von Kohlenwasserstoffen wie folgt: 

a) Einzelmetalle (Platin-Gruppe) auf Trägern aus Aluminiumoxid oder Zeolith, besonders ausgelegt zum katalytischen 
Reformieren; 

b) Metallgemische (Platin in Kombination mit anderen Edelmetallen) auf Trägern aus Aluminiumoxid oder Zeolith, 
besonders ausgelegt zum katalytischen Reformieren; 

c) Kobalt/Molybdän- und Nickel/Molybdän-Katalysatoren auf Trägern aus Aluminiumoxid oder Zeolith, besonders 
ausgelegt zum katalytischen Entschwefeln; 

d) Palladium-, Nickel-, Chrom- oder Wolfram-Katalysatoren auf Trägern aus Aluminiumoxid oder Zeolith, besonders 
ausgelegt zum katalytischen Hydrocracking. 

5. Benzinzusätze, besonders formuliert zur Erhöhung der Oktanzahl von Benzin. 

Anmerkung: 

Dazu zählen Ethyl-Tert-Butylether (ETBE) (CAS 637-92-3) und Methyl-Tert-Butylether (MTBE) (CAS 1634-04-4). 

2.D Software 

1. "Software", besonders entwickelt zur "Verwendung" in Erdgasverflüssigungsanlagen oder bestimmten Untereinheiten 
solcher Anlagen. 

2. "Software", besonders entwickelt zur "Entwicklung", "Herstellung" oder "Verwendung" von Erdölraffinerien (ein­
schließlich deren Untereinheiten).
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2.E Technologie 

1. "Technologie" zur Aufbereitung und Reinigung von Roh-Erdgas (Dehydratisierung, Gasaufbereitung, Beseitigung von 
Verunreinigungen). 

2. "Technologie" zur Verflüssigung von Erdgas, einschließlich der zur "Entwicklung", "Herstellung" oder "Verwendung" 
von Ergasverflüssigungsanlagen unverzichtbaren "Technologie". 

3. "Technologie" zur Verschiffung von verflüssigtem Erdgas. 

4. "Technologie", die zur "Entwicklung", "Herstellung" oder "Verwendung" von zum Transport von flüssigem Erdgas 
besonders konstruierten Seeschiffen "unverzichtbar" ist. 

5. "Technologie" zur Lagerung von Rohöl und Kraftstoffen. 

6. "Technologie", die zur "Entwicklung", "Herstellung" oder "Verwendung" von Raffinerien "unverzichtbar" ist, wie etwa 

6.1. "Technologie" zur Umwandlung leichter Olefine in Benzin, 

6.2. Technologie zum katalytischen Reformieren und zur Isomerisierung, 

6.3. Technologie zum katalytischen und thermischen Cracken. 

ANHANG VII 

Ausrüstung und Technologie gemäß Artikel 12 

8406 81 Dampfturbinen mit einer Leistung von mehr als 40 MW 

8411 82 Gasturbinen mit einer Leistung von mehr als 5 000 kW 

ex 8501 Alle Elektromotoren und elektrische Generatoren mit einer Leistung von mehr als 3 MW oder 5 000 kVA
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 37/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 134,3 
MA 66,0 
TN 80,7 
TR 118,4 
ZZ 99,9 

0707 00 05 JO 229,9 
TR 138,7 
ZZ 184,3 

0709 91 00 EG 82,2 
MA 82,2 
ZZ 82,2 

0709 93 10 MA 132,1 
TR 133,4 
ZZ 132,8 

0805 10 20 AR 41,5 
BR 41,5 
EG 53,7 
MA 53,6 
TR 64,1 
ZA 42,6 
ZZ 49,5 

0805 20 10 MA 72,3 
ZZ 72,3 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 57,2 
IL 83,4 
JM 134,7 
KR 92,8 
MA 57,9 
TR 85,4 
ZZ 85,2 

0805 50 10 AR 45,3 
EG 69,9 
TR 55,3 
UY 45,3 
ZZ 54,0 

0808 10 80 AR 78,5 
CA 124,6 
CL 82,5 
CN 86,6 
MK 29,3 
US 149,0 
ZA 93,2 
ZZ 92,0 

0808 30 90 CN 42,5 
TR 116,3 
US 143,6 
ZZ 100,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 38/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die vom 6 Januar bis zum 13. Januar 2012 
eingereichten Einfuhrlizenzanträge für das Subkontingent III im Rahmen des mit der Verordnung 

(EG) Nr. 1067/2008 eröffneten Zollkontingents für Weichweizen anderer als hoher Qualität 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 der Kommis­
sion ( 3 ) ist ein jährliches Zollkontingent für die Einfuhr 
von 3 112 030 Tonnen Weichweizen anderer als hoher 
Qualität eröffnet worden. Dieses Kontingent ist in vier 
Subkontingente unterteilt. 

(2) Mit Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1067/2008 ist das Subkontingent III (laufende Nummer 
09.4125) in vier vierteljährliche Teilzeiträume unterteilt 
und die Menge für den Teilzeitraum Nr. 1 auf 594 597 
Tonnen für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 
31. März 2012 festgesetzt worden. 

(3) Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1324/2011 
der Kommission ( 4 ) wurde für das Jahr 2012 von 
Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 
abgewichen, indem die Teilzeiträume 1 und 2 des Sub­
kontingents III (laufende Nummer 09.4125) zusammen­
gefasst wurden, und die Menge für den Teilzeitraum Nr. 
1 (1. Januar 2012 bis 30. Juni 2012) wurde auf 
1 189 194 Tonnen festgesetzt. 

(4) Aus der Mitteilung gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1067/2008 geht hervor, dass sich die 
vom 6 Januar 2012 ab 13.00 Uhr bis zum 13. Januar 
2012 13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit) gemäß Artikel 4 
Absatz 1 Unterabsatz 2 derselben Verordnung einge­
reichten Anträge auf Mengen beziehen, die die verfüg­
baren Mengen übersteigen. Es ist daher zu bestimmen, 
in welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden 
können, indem der auf die beantragten Mengen an­
zuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird. 

(5) Außerdem dürfen für den laufenden Kontingentsteilzeit­
raum keine Einfuhrlizenzen im Rahmen des Subkontin­
gents III gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 
mehr erteilt werden. 

(6) Um eine effiziente Verwaltung des Verfahrens für die 
Erteilung der Einfuhrlizenzen zu gewährleisten, muss 
diese Verordnung unmittelbar nach ihrer Veröffent­
lichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Jedem vom 6. Januar 2012 ab 13.00 Uhr bis zum 
13. Januar 2012 13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit) eingereichten 
Einfuhrlizenzantrag für das Subkontingent III gemäß Artikel 3 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 wird für die 
beantragten Mengen stattgegeben, wobei auf diese ein Zutei­
lungskoeffizient von 65,561415 % angewendet wird. 

(2) Die Erteilung von Lizenzen für ab dem 13. Januar 2012 
13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit) beantragte Mengen des Subkon­
tingents III gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1067/2008 wird für den laufenden Kontingentsteilzeitraum aus­
gesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 39/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten 7 Tagen des Monats Januar 2012 
gestellten Anträge im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 620/2009 eröffneten 

Zollkontingents für hochwertiges Rindfleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 620/2009 der Kommission 
vom 13. Juli 2009 über die Verwaltung eines Einfuhr­
zollkontingents für Qualitätsrindfleisch ( 3 ) sind Durchfüh­
rungsvorschriften für die Beantragung und Erteilung von 
Einfuhrlizenzen festgelegt worden. 

(2) Gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1301/2006 sind in Fällen, in denen die Mengen, für 

die Lizenzen beantragt wurden, die für den Kontingents­
zeitraum verfügbaren Mengen überschreiten, Zuteilungs­
koeffizienten für die jeweiligen Mengen festzusetzen, für 
die die einzelnen Anträge gestellt wurden. Die Mengen, 
auf die sich die vom 1. bis 7. Januar 2012 gemäß 
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 620/2009 gestellten 
Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind höher als die verfüg­
baren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in welchem Um­
fang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, und ist 
der Zuteilungskoeffizient festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Auf die Einfuhrlizenzanträge, die im Rahmen des Kontingents 
mit der laufenden Nummer 09.4449 vom 1. bis 7. Januar 2012 
gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 620/2009 gestellt 
wurden, wird ein Zuteilungskoeffizient von 0,395364 % ange­
wandt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 40/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

über die Erteilung von Lizenzen für die Einfuhr von Knoblauch im Teilzeitraum vom 1. März 2012 
bis zum 31. Mai 2012 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 341/2007 der Kommission ( 3 ) 
sieht die Eröffnung und Verwaltung von Zollkontingen­
ten sowie die Einführung einer Einfuhrlizenz- und Ur­
sprungsbescheinigungsregelung für aus Drittländern ein­
geführten Knoblauch und bestimmte andere landwirt­
schaftliche Erzeugnisse vor. 

(2) Die Mengen, für die die traditionellen und die neuen 
Einführer in den ersten sieben Tagen des Monats Januar 
2012 gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 341/2007 „A-Lizenzen“ beantragt haben, überschrei­
ten die verfügbaren Mengen für Erzeugnisse mit 

Ursprung in China, Argentinien und allen Drittländern 
außer China und Argentinien. 

(3) Daher ist gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1301/2006 festzulegen, in welchem Umfang den der 
Kommission spätestens bis zum 14. Januar 2012 über­
mittelten Anträgen auf A-Lizenzen gemäß Artikel 12 der 
Verordnung (EG) Nr. 341/2007 stattgegeben werden 
kann. 

(4) Um eine effiziente Verwaltung des Verfahrens für die 
Erteilung der Einfuhrlizenzen zu gewährleisten, sollte 
diese Verordnung unmittelbar nach ihrer Veröffent­
lichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in den ersten sieben Tagen des Monats Januar 2012 gemäß 
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 341/2007 gestell­
ten und der Kommission spätestens bis zum 14. Januar 2012 
übermittelten Anträge auf Erteilung von „A-Einfuhrlizenzen“ 
werden nach Maßgabe der Prozentsätze der beantragten Mengen 
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung erteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung

DE L 16/38 Amtsblatt der Europäischen Union 19.1.2012 

( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13. 
( 3 ) ABl. L 90 vom 30.3.2007, S. 12.



ANHANG 

Ursprung Laufende Nummer Zuteilungskoeffizient 

Argentinien 

— Traditionelle Einführer 09.4104 100 % 

— Neue Einführer 09.4099 1,219456 % 

China 

— Traditionelle Einführer 09.4105 41,003539 % 

— Neue Einführer 09.4100 0,365686 % 

Andere Drittländer 

— Traditionelle Einführer 09.4106 100 % 

— Neue Einführer 09.4102 3,905585 %
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 41/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

zur Aussetzung der Einreichung von Einfuhrlizenzanträgen für Zuckererzeugnisse im Rahmen 
bestimmter Zollkontingente 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 891/2009 der Kommis­
sion vom 25. September 2009 zur Eröffnung und Verwaltung 
bestimmter gemeinschaftlicher Zollkontingente im Zuckers­
ektor ( 2 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mengen, für die bei den zuständigen Behörden ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 vom 1. bis 
7. Januar 2012 Einfuhrlizenzen beantragt wurden, ent­

sprechen der unter den laufenden Nummern 09.4318, 
09.4319 und 09.4321 verfügbaren Menge. 

(2) Daher sollte die Einreichung weiterer Einfuhrlizenz­
anträge für den laufenden Nummern 09.4318, 09.4319 
und 09.4321 in Übereinstimmung mit der Verordnung 
(EG) Nr. 891/2009 bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 
ausgesetzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Einreichung weiterer Lizenzanträge für die im Anhang auf­
geführten laufenden Nummern wird bis zum Ende des Wirt­
schaftsjahres 2011/2012 ausgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

„Zucker — Zugeständnisse CXL“ 

Wirtschaftsjahr 2011/2012 

Vom 1.1.2012 bis 7.1.2012 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Land Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4317 Australien — Ausgesetzt 

09.4318 Brasilien ( 1 ) Ausgesetzt 

09.4319 Kuba ( 1 ) Ausgesetzt 

09.4320 Andere Drittländer — Ausgesetzt 

09.4321 Indien ( 1 ) Ausgesetzt 

„—“: Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden. 
( 1 ) Nicht anwendbar: Die Anträge überschreiten nicht die verfügbaren Mengen und es wird diesen in vollem Umfang stattgegeben. 

„Balkan-Zucker“ 

Wirtschaftsjahr 2011/2012 

Vom 1.1.2012 bis 7.1.2012 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Land Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4324 Albanien — 

09.4325 Bosnien und Herzegowina ( 1 ) 

09.4326 Serbien ( 1 ) 

09.4327 Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien 

— 

09.4328 Kroatien ( 1 ) 

„—“: Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden. 
( 1 ) Nicht anwendbar: Die Anträge überschreiten nicht die verfügbaren Mengen und es wird diesen in vollem Umfang stattgegeben. 

Zucker — außerordentliche und industrielle Einfuhr 

Wirtschaftsjahr 2011/2012 

Vom 1.1.2012 bis 7.1.2012 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Einfuhrart Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4380 Außerordentlich — 

09.4390 Industriell — 

„—“: Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 42/2012 DER KOMMISSION 

vom 18. Januar 2012 

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen und die Zuteilung von Einfuhrrechten für die in den ersten 
sieben Tagen des Monats Januar 2012 im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 

eröffneten Zollkontingents für Geflügelfleisch gestellten Anträge 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 der Kommis­
sion ( 3 ) sind Zollkontingente für die Einfuhr von Erzeug­
nissen des Geflügelfleischsektors mit Ursprung in Brasi­
lien, Thailand und sonstigen Drittländern eröffnet wor­
den. 

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen 
des Monats Januar 2012 hinsichtlich der Gruppen 1, 2, 
4, 6, 7 und 8 für den Teilzeitraum vom 1. April bis 
30. Juni 2012 gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, 
sind bei bestimmten Kontingenten höher als die verfüg­
baren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in welchem Um­
fang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, indem 

der auf die beantragten Mengen anzuwendende Zutei­
lungskoeffizient festgesetzt wird. 

(3) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen 
des Monats Januar 2012 hinsichtlich der Gruppe 5 für 
den Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2012 gestell­
ten Einfuhrrechtanträge beziehen, sind bei bestimmten 
Kontingenten höher als die verfügbaren Mengen. Daher 
ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrrechte 
zugeteilt werden können, indem der auf die beantragten 
Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt 
wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Einfuhrlizenzanträge, die gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 616/2007 hinsichtlich der Gruppen 1, 2, 4, 6, 7 und 8 
für den Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2012 gestellt 
wurden, werden die im Anhang der vorliegenden Verordnung 
angegebenen Zuteilungskoeffizienten angewandt. 

(2) Auf die Einfuhrrechtanträge, die gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 616/2007 hinsichtlich der Gruppe 5 für den Teilzeit­
raum vom 1. April bis 30. Juni 2012 gestellt wurden, wird der 
im Anhang der vorliegenden Verordnung angegebene Zutei­
lungskoeffizient angewandt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 19. Januar 2012 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Gruppennum­
mer Laufende Nummer 

Zuteilungskoeffizient für die für den Teilzeitraum vom 1.4.2012 bis 30.6.2012 
gestellten Einfuhrlizenzanträge 

(in %) 

1 09.4211 0,555946 

6 09.4216 0,817945 

Gruppennum­
mer Laufende Nummer 

Zuteilungskoeffizient für die für den Teilzeitraum vom 1.4.2012 bis 30.6.2012 
gestellten Einfuhrrechtanträge 

(in %) 

5 09.4215 1,220003
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